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Bekanntmachung der Neufassung des Pfarrerdienstgesetzes 

Vom 16. Män 1981 

Aufgrund von Artikel 3 des Kirchengesetzes zur 
Änderung des Pfatrerdienstgesetzes und des Hilfs­
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche der Union 
vom 15. Juni 1980 (ABI. EKD 1980 S. 375/KABL W. 
1981 S. 88) ist unter dem Datum vom 16. März 1981 
das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Ver­
hältnisse der Pfarrer in der Evangelischen Kirche 
der Union (Pfarrerdienstgesetz) in der ab L April 
1981 geltenden Fassung bekanntgemacht worden 
(ABI. EKD 1981 S. 176). 

Berücksichtigt sind 

a) das Pfarrerdienstgesetz in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 18. März 1975 (ABI. EKD 
1975 s. 182), 

b) die Verordnung zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes und des Kirchenbeamtengeset­
zes der Evangelischen Kirche der Union vom 
5. Juli 1977 (ABl.EKD 1977 S. 375/KABL W. 1978 
s. 34), 

c) die Verordnung zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche der 
Union vom 6. Dezember 1977 (ABI. EKD 1978 
S. 18/KABL W. 1978 S. 34), 

d) das Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche der 
Union vom 15. Juni 1980 (ABI. EKD 1980 
S. 371/KABL W. 1981 S. 85) und 

e) das Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes und des Hilfsdienstgesetzes der 
Evangelischen Kirche der Union vom 15. Juni 
1980 (ABl. EKD 1980 S. 375/KABl. W. 1981 S. 88). 

Nachstehend geben wir diese Neufassung be­
kannt. Dabei werden die Bestimmungen des West­
fälischen Ergänzungsgesetzes zum Pfarrerdienst­
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Mai 1977 (K.ABl. 1977 S. 83) in Kursivschrift je-

weils nach den durch sie ergänzten Vorschriften 
des Pfarrerdienstgesetzes abgedruckt. 

Bielefeld, den 15. Juli 1981 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Dringenberg 

Az.: 25812/81/C4-16 
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Das Amt des Pfarrers beruht auf dem der Kirche von 
ihrem Herrn gegebenen Auftrag zur Verkündigung des 
Wortes Gottes und zur Verwaltung der Sakramente. Es 
kann gleicherweise Männern und Frauen übertragen 
werden. 

In der Ordination übernimmt der Amtsträger den 
Dienst der öffentlichen Ausrichtung dieses Amtes. 

Dieser Dienst findet im Pfarramt, dessen Aufgaben 
in den Kirchenordnungen (Grundordnungen) umschrie­
ben ,sind, eine von der Kirche rechtlich geordnete Ge­
stalt. 

Die mit der Ordnung des Pfarramtes gegebenen 
P,flichten und Rechte •des Pfarrers werden durch den 
in der Ordination erteilten Auftrag begründet und be­
grenzt. 

Zur einheitHchen Regelung der Dienstverhältnisse 
der Pfarrer hat die Synode der Evangelischen Kirche 
der Union das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Abschnitt I 

Grundbestimmung 

§ 1 

Das Dienstverhältnis 

(1) Der Pfarrer hat als Träger des öffentlichen Pre­
digtamtes sein Amt aufgrund seiner Ordination nach 
den Ordnungen der Kirche auszurichten. 

(2) Pfarrer im Sinne dieses Kirchengesetzes ist, wer 
namens der Kirche in ein Pfarr,amt einer Kirchenge­
meinde, eines Kirchenkreises, einer Gliedkirche oder 
der Evangelischen .Kirche der Union nach Maßgabe des 
geltenden Pfarrstellenbesetzungsrechts bevufen worden 
ist. Das Dienstverhältnis -des Pfarrers ist ein öffentlich­
recht1iches Dienstverhältnis besonderer Art und wird 
auf Lebenszeit begründet. Es kann nur nach Vonschrif­
ten von Kirchengesetzen verändert oder beendigt wer­
den. 
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(3) In Pfarrstellen, die für besondere Aufgabenbe­
reiche errichtet worden sind, kann der Pfarrer für eine 
begrenzte Zeit berufen werden. Die Amtszeit muß min­
destens sechs Jahre betragen; sie kann mit Zustim­
mung des Pfarrers verlängert werden. Auch in diesen 
Fällen wird das Dienstverhältnis auf Lebenszeit be­
gründet. 

(4) Die Kirche gewährt dem Pfarrer Schutz und Für­
sorge in seinem Dienst und in seiner Stellung als Pfar­
rer. 

Abschnitt II 

Voraussetzungen für die Begründung 
des Dienstverhältnisses 

§ 2 

Allgemeine Vorschrift 

(1) In der Evangelischen Kirche der Union und ihren 
Gliedklirchen kann als Pfarrer nur berufen werden, 
wer die A,nstellungsfähigkeit nach diesem Gesetz be­
sitzt. 

(2) Über die Anstellungsfähigkeit entscheidet die zu­
ständige Kirchenleitung unter Würdigung der Gesamt­
persönlichkeit des Bewerbers. 

Art. 1 Nr. 9 Westf. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleitung mit§ 2 Absatz 2, ... zugewie­
senen Aufgaben und Befugnisse werden dem Landes­
kirchenamt übertragen. 

§ 3 

Anstellungsfähigkeit 

(1) Die Anstellungsfähigkeit a1s Pfarrer soll nur 
einem Bewerber zuerklannt werden, der sich im Glau­
ben an das EvangeHum gebunden weiß, die er.forder­
lichen Gaben hat und sich eines Wandels befleißigt, 
wie er von einem Diener der Kiirche erwartet wird. Er 
muß 

a) vollberechtigtes Glied einer Gliedkirche der Evan­
ge1ischen Kiirche in Deutschland und mindestens 
25 Jahre alt sein, 

b) gesund und frei von solchen Gebrechen sein, die 
ihn an der Ausübung des Amtes hindern, 

c) die nach den geltenden Kirchengesetzen über die 
Vorbildung der Pfarrer vorgeschr,iebene wissen­
schaftliche und praktische Ausbildung durchlaufen, 
die theologischen Prüfungen mit Erfolg abgelegt 
und die Hilfsdienstpflicht erfüllt haben sowie ordi­
niert sein oder bereit sein, sich ordinieren zu las­
,sen. 

(2) Die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer kann auch 
einem Bewei:ber zuerkannt werden, der in einer nicht 
der Evangelischen Kirche der Union angehörenden 
Gliedkirche der Evangelischen Kirche ,in Deutschland 
die Anstenungsfähigkeit erworben hat, wenn 

a) der Nachweis einer gleichwertigen w.issenschaft­
Lichen und praktischen Ausbildung erbracht oder 
allgemein anerkannt ist, 

b) die übrigen Voraussetzungen von Absatz 1 erfüllt 
sind und 

c) durch ein Kolloquium festgestellt wird, daß er für 
den Dienst innerhalb der Evangelischen Kirche der 
Union geeignet ist. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 2 finden ent­
sprechende Anwendung bei der Verleihung der Anstel­
lungs.fähigkeit an deutsche Hochschullehrer der evan­
gelischen Theologie, sofern diese die Anstellungsfähig­
keit nicht bereits gemäß Absat7 1 erworben haben. Von 

dem Nachweis einer praktischen Ausbildung kann in 
Ausnahmefällen abgesehen werden. 

§ 4 

Anstellungsfähigkeit von Auslandspfarrern, 
ordinierten Missionaren und Predigern 

(1) Auslandsp:fiarrern, welche die Anstellungsfähig­
keit für das Pfarramt nicht bereits gemäß § 3 besitzen, 
kann die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer in der Evan­
gelischen Kirche der Union zuerkannt werden, wenn 
sie 

a) in einer von der EvangeUschen Kirche der Union 
anerkannten Ausbildungsstätte eine bsondere Aus­
bildung für den Auslandsdienst erhalten haben, 

b) zu dem Dienst im Ausland entweder von der 
EvangeUschen Kirche in Deutschland oder einer 
ihrer G1iedkirchen ausgesandt worden sind und 

c) die vorgeschr,iebene Zeit im Auslandsdienst ge­
standen haben. 

(2) Soweit ordinierte Missionare nicht bereits die An­
steUungsfähigkeit gemäß § 3 besitzen, können sie für 
anstellungsfähig erklärt werden, wenn ihre Missions­
gesellschaft sie für den pfarramtlichen Dienst .freigege­
ben hat u,nd <ihre IDignung durch ein Kolloquium fest­
gestellt worden ist. 

(3) Die Verleihung der Anstellungsfähigkeit kann in 
den Fällen der Absätze 1 und 2 von der Ablegung der 
zweiten theologischen Prüfung abhängig gemacht wer­
den. 

(4) Sofern Prediger nach den Vorschriften des Kir­
chengesetzes über das Amt des Predigers in der Evan­
gelischen Kirche der Union vom 6. Dezember 1957 
(ABI. EKD 1958 Nr. 172) ordiniert worden sind, können 
sie aufgrund der zweiten theologischen Prü:fiung oder 
einer besonderen Prüfung, deren Anforderungen denen 
der zweiten theologischen Prüfung entsprechen müssen, 
zur AnsteHung im Pfarramt zugelassen werden. 

§ 5 

Anstellungsfähigkeit in besonderen Fällen 

(1) Akademisch ausgebildete Theologen aus anderen 
evangelischen Kirchen und Kirchengemeinschaften 
können nach angemessener Zurüstung und aufgrund 
eines Kolloquiums die Anstellungsfähigkeit als Pfärrer 
erhalten. Nicht akademisch ausgebildeten Predigern 
aus solchen Kirchen und Kirchengemeinschaften kann 
die Anstellungsfähigkeit zuerkannt werden, wenn sie 
nach näherer Bestimmung des Vorbildungsgesetzes für 
Pfarrer die zweite theologische Prüfung abgelegt ha­
ben. 

(2) Akademisch ausgebildete Theologen, die aus 
einer nicht evangeli,schen Kirchengemeinschaft z.ur 
evangelischen Kirche übergetreten sind, können nach 
angemessener Probezeit und aufgrund ei,ner besonde­
ren Prüfung die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer er­
halten. 

§ 6 

Zeugnis über die AnsteUungsfähigkeit 

(1) Über die Anstellungsfähigkeit wird dem Bewer­
ber ein Zeugni,s ausgestellt. 

(2) Da,s in einer Gliedkirche erworbene Zeugnis über 
die Anstellungsfähigkeit befähigt nach Maßgabe des 
gliedkirchlichen Pfarrstellenbesetzungsrechtes zur An­
stellung in ganzen Bereich der Evangelischen Kirche 
der Union. Jedoch ist die Anstellung ehemaliger Aus­
landspfarrer, or,dinierter Missionare und Prediger (§ 4) 
im Bereich der Gliedkirchen, in denen die Verleihung 
der Anstellung,sfähigkeit von der Ablegung der zwei-
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ten theologischen Prüfung abhängig gemacht wird, nur 
dann mög1ich, wenn das Zeugnis über die Anstellungs­
fähigkeit aufgrund der abgelegten zweiten theologi­
schen Prüfung ausgestellt worden ist. 

§ 7 

Verlust der Anstellungsfähigkeit 

(1) Sind seit dem Bestehen der zweiten theologi­
schen Prüfung mehr a1s fünf Jahre verflossen, ohne 
daß ein Dienstverhältnis als Pfarrer begründet wurde, 
oder hat ein Pfarrer mehr als fünf Jahre keinen kirch­
lichen Dienst ausgeübt, so kann das Fortbestehen der 
Anstellungsfähigkeit von dem Ausgang eines Kollo­
quiums abhängig gemacht werden, in welchem die wei­
tere Eignung für den pfarramtlichen Dienst festgestellt 
wird. 

(2) Die einmal erworbene Anstellungsfähigkeit geht 
verloren 

a) bei Entfernung aus dem Kandidatenstande, 
b) bei Ausscheiden aus dem Dienst der Kirche gemäß 

§ 64, 

c) bei Entfernung aus dem Dienst aufgrund eines 
förmlichen Disxiplinarverfahrens. 

(3) Bei Verlust der Anstellungsfähigkeit ist das Zeug­
nis über die Anstellungsfähigkeit an das Konsö.storium 
(Lam:leskirchenamt) zurückzugeben. 

§ 8 

Ordination 

(1) Aufgrund des durch die Ordination erteilten und 
mit ihr übernommenen Auftrages der Kirche hat der 
Pfarrer die PfHcht und das Recht zur öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung. 

(2) Die Ordination soll in der Regel nur vollzogen 
werden, wenn die Begründung des Dienstverhältnis­
ses als Pfarrer beabsichtigt ist. Sie ist spätestens mit 
der ersten Einführung .in ein Pfarramt zu verbinden. 

(3) Die Ordination wJrd nach der Ordnung der Agen­
de vollzogen. 

(4) Über die Ordination wird eine Niederschrift ge­
fertigt, die von dem Ordinator und dem Ordinierten 
unterzeichnet w,ird. Der Ol'dinierte erhält eine Ordina­
tionsurkunde. 

Abschnitt III 

Begründung des Dienstverhältnisses 

§ 9 

Beginn des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis des Pfarrers wird dadurch 
begründet, daß der Berufene in einem Gottesdienst in 
das Amt eingeführt und .füm die Beru.fungs-(Bestäti­
gung,s-)urkunde ausgehändigt wird. Fallen Amtsein­
führung und Aushändigung der · Urkunde ausnahms­
wei,se zeitlich auseinander, so ist der zeitlich frühere 
Akt für den Beginn des Dienstverhältnisses maßge­
bend, es sei denn, daß in der Urkunde ein späterer Ter­
min genannt ist. 

(2) Mit dem Beginn des Dienstverhältnisses erhält 
der Pfarrer das Diensteinkommen (§ 15). Der Termin 
für den Amtsantritt, der Zeitpunkt, von dem ab das 
Diensteinkommen zu gewähren ist, und der Zeitpunkt, 
von dem ab die Anwartschaft auf Versorgungsbezüge 
besteht, können durch das Konsistorium (Landeslti.r­
chenamt) auf einen früheren Zeitpunkt festgesetzt wer­
den. 

§ 10 

Berufungs-· und Bestätigungsurkunde 

(1). Über die Berufung zum Pfarrer ist von dem zur 
Berufung Berechtigten eine Urkunde auszufertigen, die 
außer dem Namen, Geburtsdatum und -ort mi,ndestens 
folgende Angaben enthalten muß: 

a) die ausdrückliche Erklärung, daß der Berufene zum 
Pfarrer berufen wird, 

b) ·die Bezeichnung der übertragenen Pfarrstelle und 
des Dienstsitzes, 

c) im Falle des § 1 Absatz 3 die Zeit der Berufung in 
die Pfarrstelle. 

(2) Soweit die Berufung eines Pfarrers der Bestäti­
gung des Konsistoriums (Landeskirchenamts) oder der 
Kirchenleitung bedarf, ist entweder die erfolgte Be­
stätJigung auf der Berufungsurkunde zu vermerken 
oder eine besondere Bestätigungsurkunde auszuferti­
gen. 

§ 11 

Nichtigkeit der Berufung 

(1) Die Berufung zum Pfarrer ist nichtig, wenn 

a) die Bestätigung oder im Falle der Berufung durch 
das Konsistorium (Landeskirchenamt) oder durch 
die Kirchenleitung die Berufung von einer unzu­
,ständ:igen Stelle ausgesprochen wurde, 

b) der Berufene zur Zeit der Berufung entmündigt 
war. 

(2) Das Konsiistorium (Landeskiirchenamt) kann, so­
bald es von einem Nichtigkeitsgrund Kenntnis erlangt, 
dem Berufenen jede weitere Führung der Amtsge­
schäfte verbieten. 

(3) Die gezahlten Dienstbezüge können belassen wer­
den. 

§ 12 

Rücknahme der Berufung 

(1) Die Beru.fiung zum Pfarrer ist zurückzunehmen, 
wenn sie durch Täuschung oder auf andere unredliche 
Weise herbeigeführt wurde und dies nicht im Wege des 
Einspruches gegen die Berufung geltend gemacht wer­
den konnte. 

(2) Die Rücknahme der Berufung kann nur innerhalb 
von sechs Monaten erfolgen, nachdem das Konsisto­
r~um (Landeskirchenamt) von dem Rücknahmegrund 
Kenntnis erlangt hat. Vor der Rücknahme ist dem Be­
rufenen Gelegenheit zur Älußerung zu geben. 

(3) Die Rücknahme .der Berufung erfolgt durch das 
Konsistorium (Landeskirchenamt); sie ist dem Berufe­
nen unter Angabe der Gründe bekanntzugeben. 

(4) Gegen die Entscheildung des Konsiistoriums (Lan­
deskirchenamts) kann der Betroffene innerhalb eines 
Monats Klage bei dem für die Entscheidung streitiger 
Verwaltungssachen zuständigen K<irchengericht (Rechts­
ausschuß) erheben. 

Abschnitt IV 

Allgemeine Vorschriften 
für die Führung des Dienstes 

§ 13 

Amtsbezeichnung 

(1) Der Pfarrer führt die Amtsbezeichnung, die ihm 
in der Berufungsurkunde beigelegt worden ist. Ein 
Rangunterschied .im Amte besteht unter den Pfarrern 
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nicht. Die Führung einer besonderen Amtsbezeichnung, 
die nach gliedkirchlichem Recht herkömmlich mit einer 
Pfarrstelle verbunden ist, wJrd hierourch nicht ausge­
schlossen. 

(2) Wir.d ein Pfarrer tn den Wartestand versetzt, so 
kann er seine Amtsbezeichnung nur mit dem Zusatz 
,;im Wartestand" (i. W.) weiterführen. 

(3) Der Pfarrer jm Biuhestand führt seine letzte 
Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „im Ruhestand" 
(i. R.). 

(4) Wird der Pfarrer im Warte- oder Rluhestand im 
pfarramtlichen Dienst beschäftigt oder erhält er einen 
pfarramtHchen Beschäftigungsauftrag, ,so entfällt die 
Einschränkung der Absätze 2 und 3 für die Dauer der 
Beschäftigung. 

(5) In den übrigen Fällen der Veränderung des 
Dienstverhältnisses oder bei seiner Beendigung erlischt 
das Recht des Pfarrers zur Fortführung der bisherigen 
Amtsbezeichnung, es sei denn, daß ihm dieses Recht 
durch die Kirchenleitung ausdrücklich belassen wird. 
In diesem Falle darf die bisherige Amtsbezeichnung 
nur mit dem die Beendigung der Tätigkeit andeuten­
den Ziusatz „außer Dienst" (a. D.) geführt werden. Bei 
Verstößen gegen diese Vorschrift ist die K1rd}enleitung 
berechtigt, das Recht zur Fortführung der Amtsbezeich­
nung zu entziehen. 

Art. 1 Nr. 9 Westf. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleitung mit ... ,§ 13 Absatz 5, ... zu­
gewiesenen Aufgaben und Befugnisse werden dem 
Landeskirchenamt übertragen. 

§ 14 

Amtstracht 

Der Pfarrer trägt bed Gottesdien,sten und Amtshand­
lungen die von den Gliedkirchen vorgeschriebene 
Amtstracht. 

§ 15 

Unterhalt 

(1) Der Pfarrer hat Anspruch auf angemessenen Le­
bensunterhalt für sich, seinen Ehegatten und seine 
Kinder. 

(2) Der Lebensunterhalt wird in der Form des 
Diensteinkommens, der Wartestandsbezüge und der 
Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung nach 
Maßgabe der besonderen kirchengesetzlichen Bestim­
mungen gewährt. 

(3) Die G1iedkirchen erlassen allgemeine Vorschriften 
über die Erstattung von Um7lugskosten sowie über die 
Gewährung von Beihilfen bei Geburt, Krankheit und 
Tod und, wo es geboten ist, bei auswärtigem Schulbe­
such von Kindern. 

§ 16 

Unfallfürsorge 

Erleidet der Pfarrer einen Dienstunfall, so wird ihm 
oder seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 
Unfallfürsorge gewährt. Das Nähere wird in den Be­
stimmungen über die Versorgung des Pfarrers und sei­
ner Hinterbliebenen geregelt. 

§ 17 

Dienstwohnung 

(1) Dem Pfarrer wird in der Regel eine Dienstwoh­
nung zur Verfügung gestellt. Der Pfarrer ist nirht be­
rechtigt, die Annahme und Ben!lltzung einer geeigneten 
Dienstwohnung zu verweigern. 

(2) Zur Vermietung einzelner Teile der Dienstwoh­
nung ist der Pfarrer ohne Genehmigung des Gemein­
dekirchenrats (Presbyteriums) und des Konsistoriums 
(Landeskirchenamts) nicht berechtligt. 

(3) Der Pfarrer darf den Betrieb eines Gewerbes 
oder die Ausübung eines anderen als eines kirchlichen 
Berufs durch Angehörige seines Haushalts im Pfarr­
haus oder in der Dienstwohnung ohne Genehmigung 
des Konsistoriiums (Landeskirchenamts) nicht dulden. 

(4) Bei Au,sscheiden aus der Pfarrstelle ist die 
Dienstwohnung von dem Pfarrer bzw. seinen Angehö­
rigen für den Nachfolger frei zu machen. 

(5) Das Nähere, auch über Amts- und Wartezimmer, 
regeln die Vorschriften der Pfarrbesoldungsordnung 
und die die Nutzung und Instandhaltung der kirch­
lichen Dienstwohnung betreffenden gliedkirchlichen 
Vorschriften; diese können auch die in Absatz 2 und 3 
vorgesehenen Zuständigkeiten abweichend regeln. 

Art. 1 Nr. 1 Westf. Ergänzungsgesetz: 
a) Dem Pfarrer ist ein Amtszimmer und nach Mög­

lichkeit auch ein Wartezimmer einschließlich Hei­
zung, Beleuchtung und Reinigung zur Verfügung 
zu stellen. Diese Dienstzimmer sind nicht Bestand­
teil der Dienstwohnung, sollen aber möglichst 
räumlich mit ihr verbunden sein. 

b) Haben der Pfarrer und sein ebenfalls im Pfarrer­
dienstverhältnis stehender .Ehegatte ihre Amts­
zimmer in räumlicher Verbindung mit der gemein­
samen Dienstwohnung, können beide ein gemein­
sames Wartezimmer erhalten. 

§ 18 

Anwesenheitspflicht 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, am Dienstsitz mit 
seiner Familie Wohnung 7JU nehmen. 

(2) Es gehört zur besonderen Verantwortung des 
pfarramtlichen Dienstes, daß der Pfarrer so wenig wie 
möglich von seiner Gemeinde abwesend ist. 

§ 19 

Abwesenheit aus dienstlichen Gründen 

(1) Eine Abwesenheit aus dienstlichen Gründen von 
mehr a1s zwei Tagen hat der Pfarrer unter Mitteilung 
der Vertretung,sregelung dem Gemeindekirchenrat 
(Presbyterium) und dem Superintendenten rechtzeitig 
anzuzeigen. Zu einer dienstlichen Abwesenheit von 
mehr als drei Tagen bedarf er der Zustimmung des 
Superintendenten. Verweigert der Superintendent die 
Zustimmung, so entscheidet das Konsistorium (Landes­
kirchenamt). Zu einer dienstlichen Abwesenheit von 
insgesamt mehr als 28 Tagen im Jahr bedarf der Pfar­
rer auch der Genehmigung des Konsistoriums (Landes­
kirchenamts). 

(2) Pfarrer im Dienst des Kirchenkreises erstatten 
die Anzeige dem Super1intendenten. 

(3) Superintendenten haben eine Abwesenheit aus 
ihrem Kiirchenkreis von mehr als vier Tagen dem Kon­
si·storium (Landeskirchenamt) anzuzeigen. 

(4) Für Pfarrer im Dienst der Gliedkirche werden 
entsprechende Regelungen in ,ihrer Dienstanweisung 
getroffen. 

§ 20 

Dienstunfähigkeit dnfolge Krankheit 

(1) Dienstunfähigkeit infolge Krankheit ist alsbald 
dem Superintendenten und dem Gemeindekirchenrat 
(Presbyterium) anzuzeigen. Der Superintendent kann 
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ein ärztliches, gegebenenfalls auch ein amtsärztliches 
Attest anfordern. Superintendenten und Pfarrer im 
Dienst der Gliedkirche melden ihre Erkrankung dem 
Konsistorium (Landeskirchenamt). 

(2) Über die Erteilung eines besonderen Genesungs­
urlaubs entscheidet das Konsistorium (Landeskirchen­
amt). 

Art. 1 Nr. 2 West]. Ergänzungsgesetz: 
Die für die Beamtinnen des Landes Nordrhein- West­
falen geltenden Bestimmungen über den Mutter­
schutz finden für Pfarrerinnen entsprechend Anwen­
dung. 

§ 21 

Urlaub zu anderweitiger Beschäftigung 

(1) Zur theolog,ischen Fortbildung sowie zur Teil­
nahme an kirchlichen Tagungen sowie zu missionari­
•schem Dienst kann, falls kein dienstlicher Auftrag vor­
liegt, dem Pfarrer neben dem jährlichen Erhohmgsur­
laub ein besonderer Urlaub gewährt werden. Für die 
Urlaubserteilung gelten die Bestimmungen des § 23 
Absatz 2, soweit der erbetene Urlaub dnsgesamt 14 
Tage im Jahr nicht überschreitet. Darüber hinaus­
gehenden Urlaub erte1lt das Konsistorium (Landeskir­
chenamt). 

(2) Zur Dienstle1stung bei der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, der Evangelischen Kirche der Union, 
einer anderen Landeskirche, einer mit der Landeskir­
che in Beziehung stehenden, kirchlichen Zwecken die­
nenden Körperschaft oder zu einem sonstigen von der 
Kirchenleitung gebilligten Dienst kann der Pfarrer 
vom Konsistorium (Landeskirchenamt) auf Antrag 
ohne Beso1dung beurlaubt oder ohne Wartegeld in den 
Wartestand versetzt werden. Eine Beurlaubung aus 
einem Gemeindepfarramt kann mit Zustimmung des 
Gemeindekirchenrats (Presbyterium) höchstens bis zu 
einem Jahr erfolgen. Inhabern anderer Pfarrstellen 
kann Urlaub bis zur Höchstdauer von fünf Jahren er­
teilt werden. Während der Beurlaiubung oder des War­
testandes ,untersteht der Pfarrer unbeschadet seines 
neuen Dienstverhältnisses der Disziplinarbefugnis sei­
ner Kirche. Ihm bleiben alle Rechte und Anwartschaf­
ten mit Ausnahme des Anspruches auf Besoldung oder 
Wartegeld gewahrt. 

§ 22 

Abwesenheit aus persönlichen Gründen 

(1) Will sich ein Pfarrer aus persönlichen Gründen 
länger als 48 Stunden bis zur Dauer von drei Tagen 
von seinem Dienstsitz entfernen, s0 hat er dies dem 
Gemeindekirchenrat (Presbyterium) und dem Super­
intendenten anz;uzeigen. Bei längerer Abwesenheit be­
darf er eines Urlaubs, der auf den Jahresurlaub anzu­
rechnen ist. Hinsichtlich der Anzeige findet § 23 Ab­
satz 2 entsprechende Anwendung. 

(2) Die Abwesenheit wird bis zur Gesamtdauer von 
14 Tagen im Jahr nicht auf den Jahresurlaub angerech­
net. 

§ 23 

Jährlicher Erholungsurlaub 

(1) Der Pfarrer hat Anrecht auf einen jähr1ichen Er­
holungsurlaub. Einzelheiten regelt das gliedkirchliche 
Recht. 

(2) Den Jahresurlaub erteilt 

bei Gemeindepfarrern und Pfarrern im Dienst des Kir­
chenkre1ses der Superintendent, 

bei Superintendenten und Pfarrern im Dienst der 
GLiedkirche da.s Konsi.storium (Landeskirchenamt). 

Art. 1 Nr. 3 Westf. Ergänzungsgesetz: 
a) Der Erholungsurlaub beträgtfür Pfarrer 

vor dem vollendeten 40. Lebensjahr 35 
Kalendertage 

vor dem vollendeten 50. Lebensjahr 38 Kalender­
tage 

nach dem vollendeten 50. Lebensjahr 42 Kalender­
tage 

b) Pfarrer, die schwerbehindert im Sinne von§ 1 des 
Schwerbehindertengesetzes sind, erhalten einen 
zusätzlichen Urlaub von acht Kalendertagen im 
Urlaubsjahr. 

c) Soweit das kirchliche Recht nichts anderes be­
stimmt, finden die Vorschriften über den Erho­
lungsurlaub der Beamten des Landes Nordrhein­
Westfalen sinngemäß Anwendung. 

§ 24 

Gliedkirchliche Zuständigkeitsregelung 

Die Gliedkirchen können die Zuständigkeiten in den 
Fällen .der §§ 19 und 23 abweichend regeln. 

§ 25 

Schuldhaftes Fernbleiben von der Gemeinde 

(1) Bleibt ein Pfarrer ohne Urlaub schuldhaft seiner 
Gemeinde fern, so verliert er für die Dauer der Ab­
wesenheit den Anspruch auf Dienstbezüge. Da.s Konsi­
storium (Landeskirchenamt) stellt den Verlust der 
Dienstbezüge fest und teilt dies dem Pfarrer mit. 

(2) Der Pfarrer kann innerhalb von zwei Wochen 
nach Zustel1ung der Mitteilung die Entscheidung der 
Disziplinarkammer beantragen. Die Disziplinarkammer 
hat die etwa erforderlichen Ermittlungen vorzuneh­
men; sie entscheidet durch Beschluß endgültig. 

(3) Der Verlust der Dienstbezüge schließt nicht aus, 
daß gegen den Pfarrer eine Disziplinarverfügung er­
lassen oder das förmliche Disziplinarverfahren einge­
leitet wird. 

§ 26 

Vertretung im Amt 

(1) Der Pfarrer hat unbeschadet der Verantwortlich­
keit des Gemeindekirchenrats (Presbyteriums) im Falle 
seiner Abwesenheit vom Dienstsitz für seine Vertre­
tung zu sorgen. Er kann dabei die Vermittlung des 
Superintendenten in Anspruch nehmen. Im Falle der 
Dienstunfähigkeit regelt der Superintendent die Ver­
tretung. 

(2) Die Pfarrer sind innerhalb eines Kirchenkreises 
2iu gegenseitiger Vertretung verpflichtet. Der Super­
intendent kann einen Pfarrer oder Amtsträger seines 
Kirchenkreises mit der Vertretung beauftragen. Ist eine 
Vertretung.srege1ung innerhalb des Kirchenkreises aus­
nahmsweise nicht möglich, so k!ann auch ein benach­
barter Pfarrer eines anderen Kirchenkreises im gegen­
seitigen Einvernehmen der beteiligten Superintenden­
ten mit der Vertretung beauftragt werden. 

(3) Die bei einer Vertretung während des jährlichen 
Erholungsurlaubs oder einer Erkrankung entstehenden 
notwendigen Barauslagen sind von der Kirchengemein­
de des vertretenden Pfarrers 2lU erstatten. Im Falle der 
dienstlichen Abwesenheit des Pfarrers trägt die Vertre­
tungskosten, wenn keine andere Regelung vorgesehen 
ist, diejenige Dienststelle, die den Auftrag zu diesem 
Dienst erteilt hat. In allen übrigen Fällen hat der Pfar­
rer die Vertretungskosten selbst zu tragen. 
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§ 27 

Übergabe amtlicher Unterlagen 

(1) Bei Beendigung des Dienstes in seiner Pfarrstelle 
hat der Pfarrer die in seinem Besitz befindlichen amt­
lichen Schriftstücke und Gegenstände aller Art, insbe­
sondere Kirchensiegel, :K!irchenbücher, Kirchenakten, 
Kassenbücher und Vermögenswerte in Gegenwart des 
Superintendenten oder seines Beauftragten dem Ge­
meindekirchenrat (Presbyterium) oder dem Vakanzver­
walter zu übergeben. 

(2) Wenn ein Pfarrer stirbt, so nimmt der Gemeinde­
kirchenrat (das Presbyterium) oder der Vakanzverwal­
ter innerhalb einer Woche nach der Beerdigung die in 
Absatz 1 genannten Schl'iftstücke und Gegenstände in 
Gegenwart des Superintendenten oder seines Beauf­
tragten in Empfang. 

Abschnitt V 

Besondere Vorschriften 
für die Führung des Dienstes 

§ 28 

Beichtgeheimnis, seelsorgerliche Schweigepflicht 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, das Beichtgeheimnis 
gegenüber jedermann unverbrüchlich zu wahren. Das 
Beichtgeheimnis steht unter dem Schutz der Kirche. 

(2) Der Pfarrer hat auch über alles, was ihm sonst in 
Ausübung seines seelsorgerlichen Amtes anvertraut 
worden oder bekannt geworden ist, zu schweigen. Wdrd 
er von demjenigen, der sich ihm anvertraut hat, von 
der Schweigepflicht entbunden, soll er gleichwohl sorg­
fältig prüfen, ob und ·inwieweit er Aussagen oder Mit­
teilungen verantworten kann. 

§ 29 

Am tsversch wiegenhei t 

(1) Der Pfarrer hat über alle Angelegenheiten, die 
ihm in Ausübung seines Dienstes bekannt werden und 
die ihrer Natur nach oder infolge besonderer Anord­
nung vertraulich sind, Verschwiegenheit zu bewahren. 
Über diese Angelegenheiten darf er ohne Genehmi­
gung der zuständigen kirchlichen Dienststelle weder 
vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklä­
vungen abgeben. Die Verpflichtung zur Amtsverschwie­
genheit bleibt auch nach Beendigung des Dienstverhält­
ni&ses bestehen. 

(2) Über die Genehmigung zu Aussagen und Erklä­
rungen entscheidet, sofern das gliedkirchliche Recht 
nicht etwas anderes bestimmt, das Konsistorium (Lan­
deskirchenamt). 

§ 30 

Christenlehre (EvangeUsche Unterweisung) 

Der Pfarrer ist nach Maßgabe der gliedkirchlichen 
Bestimmungen verpflichtet, Christenlehre (Evangeli­
sche Unterweisung in den Schulen) zu erteilen. Es ist 
jedoch darauf zu achten, daß der sonstige Dienst in der 
Gemeinde dadurch nicht zu sehr beeinträchtigt wird. 

Art. 1 Nr. 4 Westf. Ergänzungsgesetz: 
Der Superintendent kann die Erteilung der Evangeli­
schen Unterweisung in den verschiedenen Schulen 
unter Beachtung der vom Landeskirchenamt erlasse­
nen Bestimm1tngen anordnen. 

§ 31 

Übergemeindliche Dienste 

(1) Unbeschadet seiner Dienstpflicht gegenüber der 
Gemeinde, in die er berufen ist, ist der Pfarrer der ge-

samten Kirche 2lUm Dienst verpflichtet. Aufgaben, die 
über den Bereich seiner Gemeinde hinausgehen, kön­
nen ihm durch die Kreissynode, die Landessynode oder 
die Kirchenleitung übertragen werden. 

Art. 1 Nr. 5 Westj. Ergänzungsgesetz: 
Die Kirchenleitung wird ermächtigt, ergänzende Be­
stimmungen zu erlassen. Diese können auchfestlegen, 
ob und in welchem Umfang der Pfarrer die Vergütung 
fiir Nebentätigkeiten abzuführen hat. 

(2) Der Pfarrer ist gehalten, über seine Gemeinde­
tätigkeit hinaus besondere Dienste im kirchlichen 
Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen, sofern 
diese Tätigkeit seiner Vorbildung, seinen Fähigkeiten 
und .seinem Amte entspricht und ihm nach sorgfältiger 
Prüfung der Umstände zugemutet werden kann. 

(3) Die durch solchen Dienst entstehenden notwendi­
gen Barauslagen sind dem Pfarrer zu ersetzen. 

§ 32 

Nebenbeschäftigungen 

(1) Der Pfarrer darf kein Gewerbe betreiben. Eine 
gewerbliche oder berufliche Tätiglreit seines Ehegatten 
darf seinem Dienst in der Gemeinde nicht abträglich 
sein. 

(2) Der Pfarrer darf ein mit seinem amtlichen Wir­
knmgskreis nicht verbundenes Amt oder eine Neben­
beschäftigung nur übernehmen, soweit dies mit der ge­
wissenhaften Erfüllung seiner Dienstpflichten und der 
Würde seines Amtes vereinbar ist. 

(3) Zur Übernahme einer Vormundschaft, Pflegschait 
oder Testamentsvollstreckung, von Nebenämtern und 
Nebenbeschäftigungen ist, gleichgültig, ob sie ehren­
amtlich oder gegen Entlohnung oder gegen Gewtinnbe­
teiligung erfolgen, die vorherige Zustimmung des Kon­
siistoriums (Landeskirchenamts) erforderlich. Ausge­
nommen •ist eine schriftstellerische, wissenschaftliche 
oder künstlerische Tätigkeit, die dem Amt des Pfarrers 
nicht abträglich ist und ihn in der Erfüllung seiner 
Dienstpflichten nicht hindert. Die Genehmigung kann 
ZJUrückgenommen werden, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 nicht mehr gegeben sind. 

(4) Die Übernahme von Ehrenämtern in Körper­
schaften, Anstalten, Gesellschaften oder Vereinen, de­
ren Bestrebungen kirchlichen Zwecken dienen, bedarf 
der Genehmigung nicht. Die Übernahme ist jedoch dem 
Gemeiridekirchenrat (Presbyterium) und dem Super­
intendenten anzuzeigen. Die Fortführung solcher 
Ehrenämter kann voll). Konsistol'ium (Landeskirchen­
amt) unte11Sagt werden, wenn nachteilige Folgen für 
den Dienst in der Gemeinde w befürchten sind. 

Art. 1 Nr. 5 Westj. Ergänzungsgesetz: 
Die Kirchenleit1tng wird ermächtigt, ergänzende Be­
stimmungen zu erlassen. Diese können auchfestlegen, 
ob und in welchem Umfang der Pfarrer die Vergütung 
für Nebentätigkeiten abzuführen hat. 

§ 33 

Mitgliedschaft in Vereinigungen 

Dem Pfarrer ist es mit Rücksicht au.f sein Amt unter­
sagt, Körperschaften oder Personenvereinigungen an­
zugehören, deren Zielsetzung oder praktische Tätigkeit 
sich nicht mit seiner Pflicht vereinbaren läßt, in allen 
Bereichen des privaten und öffentlichen Lebens das 
Wort Gottes zu bezeugen. Der Superintendent und die 
Kirchenleitung sind berechtigt und verpflichtet, ihm 
brüderlichen Rat und Weisung zu erteilen. 
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§ 34 

AußeJ.1Ungen :im Fragen des öffentlichen Lebens 

Der Pfarrer hat bei allen Äußerungen zu Fragen des 
öffentlichen Lebens und bei politischer Betätigung zu 
bedenken, daß ihn sein Amt an die ganze Gemeinde 
weist und mit der gesamten K!irche verbindet und daß 
im Bewußtsein der Öffentlichkeit Person und Amt un­
trennbar sind. Die Gliedkirchen können ergänzende 
Bestimmungen erlassen. 

Art. 1 Nr. 6 Westf. Ergänzungsgesetz: 
a) Ein Pfarrer darf politische Aufgaben nur nach 

vorheriger Fühlungnahme mit dem Landeskir­
chenamt übernehmen. 

b) Ist ein Pfarrer für ein politisches Mandat als Ab­
geordneter einer gesetzgebenden Körperschaft zur 
Wahl gestellt, so hat er sich bis zum Wahltag beur­
lauben zu lassen. Wird er gewählt, so tritt er mit 
der Annahme des Mandates in den Wartestand. 
Für die Dauer der Wahrnehmung des Mandats er­
hält der Pfarrer kein Wartegeld. Für die Berück­
sichtigung der Zeit der Wahrnehmung des Manda­
tes bei der Festsetzung des Besoldungsdienstalters 
und der ruhegehaltf ähigen Dienstzeit sind die für 
die Beamten des Landes Nordrhein- Westfalen gel­
tenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden. 
§ 57 Absatz 2 bis 4 und§ 60 Absatz 1 bis 3finden 
während der Wahrnehmung des Mandates keine 
Anwendung. 

§ 35. 

Eheschließung 

(1) Der Pfarrer soll sich bei der Wahl seines Ehegat­
ten bewußt sein, daß er mit seinem Hause eine beson­
dere Stellung -im Leben der Gemeinde einnimmt. Der 
Ehegatte muß der evangelischen Kirche angehören; das 
gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß die Kir­
chenleitung in besonders begründeten Einzelfällen von 
diesem Erfordernis befreien kann. 

(2) Der Pfarrer hat seine Verlobung vor der Ver­
öffentlichung oder, falls eine solche nicht stattfindet, 
die beabsichtigte Eheschließung dem von der Glied­
kirche bestimmten leitenden geistlichen Amtsträger 
schriftlich anzuzeigen, nach Möglichkeit drei Monate 
vorher. 

(3) Das gliedk•irchliche Recht trifft nähere Bestim­
mungen darüber, wie zu verfahren ist, wenn Bedenken 
gegen die beabsichtigte Eheschließung bestehen. Es 
kann auch bestimmen, daß der Eheschließung wider­
sprochen und im Falle einer solchen Ehesch1ießung das 
Ausscheiden des Pfarrers aus dem Dienst, seine Abbe­
rufung aus der bisherigen Pfarrstelle oder seine Ver­
setzmng in den Wartestand angeordnet werden kann. 

§ 36 

Ehescheidung 

(1) Die Ehe ist nach Gottes Gebot unauflösUch. Hält 
ein Pfarrer oder sein Ehegatte die IDinreichung eines 
Scheidungsantrages dennoch für unvermeidbar, so hat 
der Pfarrer dem Superintendenten sofort Mitteilung zu 
machen. Der Superintendent soll sein Bemühen darauf 
richten, die Ehegatten zur Aufrechterhaltung der Ehe 
zu bewegen. Wenn es die Umstände nahelegen, kann er 
einen anderen Pliarrer 2ru dem Gespräch hinzuziehen 
oder diesen mit der Führung des Gesprächs beauftra­
gen. 

(2) Wird ein Antrag auf Ehescheidung gestellt, so hat 
der P.farrer dies dem Konsistorium (Landeskirchenamt) 
unverzüglich anzuzeigen und eine Abschrift der An-

tragsschrift und der Antragsbeantwortung vorzulegen. 
Unbeschadet etwaiger disziplinarischer. Maßnahmen 
kann das Konsistorium (Landeskirchenamt) den Pfar­
rer während des Ehescheidungsverfahrens von seinem 
Amt beurlauben. 

(3) Die Urteile, die in dem Ehescheidungsverfahren 
ergehen, sind dem Konsisj;orlum (Landeskirchenamt) 
einzureichen. Im Falle der Scheidung der Ehe kann der 
Pfarrer, unbeschadet etwaiger disziplinarischer Maß­
nahmen, in den Wartestand versetzt werden. 

(4) Wdll ein geschiedener Pfarrer bei Lebzeiten des 
früheren Ehegatten eine neue Ehe eingehen, so hat er 
zuvor die Genehmigung qes Konsistoriums (Landeskir­
chenamts) einzuholen. Die Genehmigung darf nicht er­
teilt werden, wenn die Trauung der neuen Ehe nach 
den Vorschriften der Ordnung des kirchlichen Lebens 
oder den entsprechenden Bestimmungen der Glied­
lcirche nicht zu verantworten wäre. 

§ 37 

Dienstaufsicht 

Die Dienstaufsicht über die Pfarrer einer Gliedkir­
che regelt sich nach den Bestimmungen der Kirchen­
ordnung (Gnundordnung) der Gliedkirche. 

§ 38 

Erledigung rückständiger Verwaltungsgeschäfte 

(1) Vernachlässigt ein Pfarrer schuldhaft seine Ver­
waltungsgeschäfte, so kann das Konsistorium (Landes­
kirchenamt) nach vergeblicher Ermahnung und Frist­
setzung unbeschadet weiterer, insbesondere disziplina­
rischer Maßnahmen die Erledigung rückständiger Ar­
beiten auf Kosten des Pfarrers ausführen lassen. 

(2) Dem g1iedkirchlichen Recht bleibt es vorbehalten, 
Bestimmungen über die Verhängung eines Zwangsgel­
des zu Prlassen. 

§ 39 

Schadenersatz bei schuldhafter 
Verletzung von Amtspflichten 

(1) Vetletzt der Pfarrer sch•uldhaft seine Amtspflich­
ten in der Geschäftsführung, so hat er der kirchlichen 
Körperschaft, deren Aufgaben er wahrzunehmen hat, 
den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 

(2) Hat die kirchliche Körperschaft einem Dritten 
Schadenersatz zu leisten, weil der Pfarrer in Ausübung 
des 1ihm anvertrauten Amtes seine Amtspflicht verletzt 
hat, ,so hat der Pfarrer den Schaden nur insoweit zu er­
setzen, als ihm Vorsatz oder. grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 können nur inner­
halb von drei Jahren von dem Zeitpunkt an geltend 
gemacht werden, in dem die Körperschaft von dem 
Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kennt­
nis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis 
innerhalb von zehn Jahren von der Begehung der 
'iandlung an. 

(4) Für die Geltendmachung von Ansprüchen nach 
Absatz 2 beträgt die Frist drei Jahre von dem Zeit­
punkt an, in dem der Ersatzanspruch des Dritten die­
sem gegenüber von der Körperschaft anerkannt oder 
ihr gegenüber rechtskräftig festgestellt ist und die Kör­
perschaft von der Person des Ersatzpflichtigen Kennt­
nis erlangt hat. 

(5) Kommt über die Regelung des Schadenersatzes 
eine Einigung nicht zustande, so ist vor Be;;s:hreiten des 
Rechtsweges die Entscheidung des Konsistoriums (Lan­
deskirchenamts) einzuholen. 
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(6) Leistet der Pfarrer der kirchlichen Körperschaft 
Ersatz und hat diese einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so ist der Ersatzanspruch an den Pfarrer abzu­
treten. 

§ 40 

Anhörung bei Beschwerden 

(1) Gehen Mitteilungen und Beschwerden über den 
Pfarrer ein, deren Folgen ihm nachteilig werden könn­
ten, so soll er von der Stelle, welche die Beschwerde 
behandelt, angehört werden. Dies gilt nicht für dienst­
liche Beurteilungen. 

(2) Die Mitteilungen und Beschwerden sind dem 
Pfarrer, sofern es die Umstände zulassen, eine Woche 
vor dem Anhörtermin bekanntzugeben. Über den end­
gültigen Ausgang der Angelegenheit ist er zu unter­
richten. 

§ 41 

Personalakten 

(1) Der Pfarrer hat, auch nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses, das Recht auf Einsicht in seine 
Per.sonalakten. Über das Recht auf Einsicht in die Aus­
bildungs- und Prüfungsakten bestimmt das gliedkirch­
liche Recht. 

(2) In die Personalakten des Pfarrers dürfen ungün­
stige Tatsachen erst eingetragen werden, wenn der 
Pfarrer Gelegenheit gehabt hat, sich über sie z,u äußern. 
Die Äußer-ung des Pfarrers ist in diP Personalakten mit 
aufzunehmen. Dienstliche Beurteilungen werden hier­
von nicht berührt. 

(3) Soweit eine andere Landeskirche nach ihrem 
Recht keine Personalakteneinsicht gewährt, darf Ein­
sicht in den bei ihr entstandenen Teil der Personal­
akten nur mit ihrer Zustimmung gewährt werden. 

§ 42 

Amtspflichtverletzungen 

Verletzt ein Pfarrer schuldhaft die ihm obliegenden 
Pflichten, so macht er sich ei,ner Amtspflichtverletzung 
schuldig. Die Rechtsfolgen sowie das Verfahren bei 
Amtspflichtverletzungen werden durch Disziplinarge­
setz geregelt. 

§ 43 

Beanst,mdung der Lehre 

Wird im Falle der Beanstandung der Lehre eines 
Pfarrers ein förmliches Verfahren erforderlich, so fin­
det ein Lehrbeanstandungsverfahren statt, das durch 
Kirchengesetz geregelt wird. 

§ 44 

Einstweilige Beurlaubung von den-Amtsgeschäften 

Hält der .Superintendent die Einleitung eines Diszi­
plinarverfahrens gegen einen Pfarrer für erforderlich, 
so kann er bei Gefahr im Ver2Juge den Pfarrer, unbe­
schadet der dem Konsistorium (Landeskirchenamt) zu­
stehenden Befugnisse, einstweilen von seinen Amtsge­
schäften beudauben. In diesem Falle hat er dem Kon­
sistorium (Landeskirchenamt) unverzüglich zu berich­
ten. Dieses hat binnen 14 Tagen über die Fortdauer der 
Beurlaubung zu entscheiden. 

Abschnitt VI 

Rechtsschutz 

§ 45 

Allgemeines Beschwerderecht 

(1) Dem Pfarrer steht gegen dienstliche Maßnahmen, 
durch die er sich beschwert fühlt, unbeschadet anderer 

besonders vorgesehener Rechtsbehelfe, das Recht der 
Beschwerde zu. Diese Beschwerde hat keine aufschie­
bende Wirkiung. 

(2) Die Beschwerde ist auf dem Dienstwege bei der­
jenigen Dienststelle einzureichen, die die beanstandete 
Maßrnahme getroffen hat. Will die Dienststelle der Be­
schwerde nicht abhelfen, so hat sie die Beschwerde 
binnen vier Wochen mit ihrer Stellungnahme dem 
Konsistorium (Landeskirchenamt) zur Entscheidung 
vorzulegen. 

(3) Über Beschwerden gegen Maßnahmen des Kon­
sistoriums (Landeskirchenamts) entscheidet die Kir­
chenleitung, sofern das gliedkirchliche Recht nicht 
etwas anderes bestimmt. 

§ 46 

Rechtsschutz durch das Kirchengericht 

Unbeschadet der Bestimmung des § 77 Absatz 2 
Satz 2 bestimmt die kirchliche Verwaltungsgerichtsord­
nung, inwieweit der Pfarrer gegen Maßnahmen der 
Kirch~nleitung oder des Konsistoriums (Landes­
kirchenamts), die seine dienstrechtliche Stellung oder 
seine vermögensrechtlichen Ansprüche aus dem Dienst­
verhältnis betreffen, das Kirchengericht anrufen kann. 

§ 46 a 

Zustellungen 

(1) Verfügungen und Entscheidungen, die dem Pfar­
rer nach den Vorschriften dieses Gesetzes _mitzuteilen 
sind, -sind zuzustellen, wenn durch sie eine Frist in 
Lauf gesetzt wird oder Rechte des Pfarrers durch sie 
berührt werden. 

(2) Sind Schriftstücke nach diesem Gesetz zuzustel­
len, so kann es geschehen 

a) bei der Zustellung durch die Behörde durch Über­
gabe an den Empfänger gegen Empfangsschein, ver­
weigert der Empfänger die Annahme des Schrift­
stückes oder die Unterschrift unter den Empfangs­
schein, so gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der 
Weigerung als zugestellt, wenn eine Niederschrift 
über den Vorgang zu den Akten gebracht ist, 

b) bei der Zustellung durch die Post durch einge­
schriebenen Brief mit Rückschein oder durch Post­
zustellung mit Zustellungsurkiund_e, 

c) durch Bekanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt, 
wenn der Aufenthalt des Empfängers nicht zu er­
mitteln ist. 

(3) Eine Zustellung kann dadurch ersetzt werden, 
daß der Inhalt des Schriftstückes dem Pfarrer unter 
Anfertigung einer Niederschrift mitgeteilt wird. Der 
Pfarrer erhält eine Abschrift der Niederschrift. 

Abschnitt VII 

Veränderung des Dienstverhältnisses 

1. Pfarrstellenwechsel 

§ 47 

(1) Dem Pfarrer steht es frei, sich um eine andere 
Pfarrstelle zu bewerben oder die Beru:liung in eine 
andere Pfarrstelle anzunehmen 1). Den Entschluß, aus 
seiner bisherigen Pfarrstelle auszuscheiden, hat der 
Pfarrer unverzüglich, spätestens aber drei Monate vor 
dem Ausscheiden unter Angabe des Termins des Aus­
scheidens dem Gemeindekirchenrat (Presbyterium) und 
dem Konsi,storium (Landeskirchenamt) anzuzeigen. 

1) Vgl.jedoch die Ausnahme in§ 76 Absatz 2. 
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(2) Ein Pilarrstellenwechsel innerhalb der Evangeli­
schen Kirche der Union gilt aufgrund der zwischen den 
Gliedkirchen bestehenden Gemeinschaft als Fortset­
zung des Dienstverhältnisses. 

(3) In allen übrigen Fällen geschieht der Pfarrstel­
lenwechsel nach den Vorschriften über die Entlassung 
aus dem Dienst (§ 63). 

§ 48 

(1) Ein Pfarrstellenwechsel vor Ablauf von fünf Jah­
ren bedarf der Genehmigung des Konsistoriums (Lan­
deskirchenamts). Dieses hört zuvor den Gemeindekir­
chenrat (dias Presbyterium). Die Gliedkirchen können 
bestimmen, daß diese Beschränkiung nur für den Wech­
sel aus der ersten dem Pfarrer übertragenen Stelle gilt 
und die Zuständigkeit anders geregelt wird. 

(2) Verläßt der Pfarrer seine bisherige Dienststelle 
vor Aiblauf vori drei Jahren, so hat die neue Anstel­
lungsgemeinde der bisherigen die dieser entstandenen 
Umzugskosten zu erstatten. 

(3) Wenn der Pfarrer von der Gliedkirche in eine 
andere Stelle berufen oder tm Interesse des Dienstes 
abberufen wird, er.folgt die Erstattung der Umzugs­
kosten gemäß Absatz 2 durch das Konsistorium (Lan­
deskirchenamt). 

§ 48 a 

(1) Endet die Amtszeit eines gemäß § 1 Absatz 3 für 
eine begrenzte Zeit in eine Pfarrstelle berufenen Pfar­
rers, so ist ihm das Konsistorium (Landeskirchenamt) 
bei der Bewerbung oder der Berufang in eine neue 
Pfarrstelle behilflich. Wird der Pfarrer nicht sogleich 
nach Ablauf der Amtszeit in eine neue Pfarrstelle be­
rufen, so erhält er bis zur Dauer von sechs Monaten 
c5ein bisheriges Diensteinkommen. § 52 Absatz 1 Sätze 
3 bis 5 und Absatz 3 sowie § 53 Absatz 1 Sätze 2 und 3 
gelten entsprechend. 

(2) Vom Tage der Bevufung in eine neue Pfarrstelle 
erhält der Pfarrer die Dienstbezüge dieser Stelle. 

(3) Wird der Pfarrer nicht innerhalb von sechs Mo­
naten nach Ablauf der Amtszeit in eine neue Pfarr­
stelle berufen, so ist er in den Wartestand zu versetzen. 

2. Abberufung im Interesse des Dienstes 

§ 49 

(1) Ein Pfarrer kann im Intere5c5e des Dienstes aus 
seiner Pfarrstelle abberufen werden, wenn 

a) die Pfarrstelle aufgehoben, stillgelegt oder mit 
einer anderen Pfarrstelle verbunden wird, 

b) ein Tatbestand vorliegt, der dem Pfarrer die ge­
deihliche Führung des Pfarramtes in seiner Gemein­
de unmöglich macht, 

c) ,der Pfarrer wegen seines Gesundheitszustandes 
oder and<erer persönlicher Verhältnisse in der Füh­
rung seines Pfarramtes erheblich behindert ist, 

d) der in einem Sonderdienst stehende Pfarrer die 
Voraussetzungen für diesen Dienst nicht oder nicht 
mehr erfüllt. 

(2) Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß 
ein Pfarrer zur Behebung eines kirchlichen Notstan­
des aus seiner Pfarrstelle abberufen werden kann, 
wenn aus wichtigen, im gesamtkirchlichen Interesse 
liegenden Gründen der Dienst in einer anderen Pfarr­
stelle er.for,derlich und ein anderer geeigneter Bewer­
ber nicht vorhanden Ist. 

§ 50 

(1) Über die Abberufung beschließt die Kirchenlei­
tung von Amts wegen oder auf Antrag des Leitungs­
organs der Anstellungskörperschaft oder des Kreiskir-

chenrates (Kreissynodalvorstandes). In den Gliedkir­
chen, in denen das Amt des Propstes (Generalsuper­
intendenten) besteht, ist auch dieser antragsberechtigt. 

(2) Der Pfarrer und die nach Absatz 1 Antrag,sbe­
rechtigten sind vorher zu hören. Das gliedkirchUche 
Recht kann bestimmen, daß die Abberufung der Zu­
stimmung des Kreiskirchenrates (Kreissynodalvorsta,n­
des) bedarf. 

Art. 1 Nr. 7 Westf. Ergänzungsgesetz: 
Die Abberufung bedarf in den Fällen des § 49 Ab­
satz 1 Buchstabe b, c und d der Zustimmung des 
Kreissynodalvorstandes. 

(3) In dem Beschluß ist der Zeitpunkt der Abberu­
fung festzustellen. Der Zeitraum zwischen Entschei­
dung und Abberufiung muß mindestens sechs Monate 
betragen. 

(4) Der Beschluß ist mit Gründen zu versehen und 
dem Pfarrer und den übrigen Beteiligten zuzustellen. 
Der Beschluß unterliegt der kirchengerichtlichen Nach­
prüfung. Näheres bestimmt das gliedkirchliche Recht. 
Hat die Kirchenleitung einen Antrag auf Abberufung 
abgelehnt, so kann auch das antrag,stellende Organ die 
gerichtliche Nachprüfung beantragen. 

§ 51 

(1) Das Konsistorium (Landeskirchenamt) kann 
durch einstweilige Anordnung den Pfarrer von seinen 
Dienstgeschäften beurlauben oder ihm eine andere 
pfarramtiiche Tätigkeit übertragen. 

(2) Die einstweilige Anordnung ist aufzuheben, wenn 
die Kirchenleitung nicht innerhalb von drei Monaten 
die Abberufung beschlossen hat, es sei denn, daß der 
Pfarrer mit einer Verlängerung einverstanden jst. 

§ 52 

(1) Mit dem Zeitpunkt der Abberufung verliert der 
Pfarrer seine Pfarnstelle, insbesondere seinen An­
spmch auf die Dienstwohnung. Eine Minderung des 
Diensteinkommens darf mit der Abberufung nicht ver­
bunden sein. Ruhegehaltsfähige und unwiderrufliche 
Stellenzulagen gelten dabei als Bestandteil des Dienst­
einkommens. Das Diensteinkommen ist aus Mitteln der 
Gliedkirche aiufzubringen. Umzugskosten sind nach 
Maßgabe der gesetzlichen Besümmungen zu erstatten. 

(2) War ,der Pfarrer in der bisherigen Stelle Inhaber 
eines Superintendentenamtes, so fallen die aus diesem 
Amt fließenden besonderen Bezüge mit dem Zeitpunkt 
der Abberufung fort. 

Das gleiche gilt für die Bezüge ,aus anderen Neben­
ämtern, die der Pfarrer in seiner bisherigen Stelle 
innegehabt hat. 

(3) Solange dem Pfarrer keine Dienstwohnung zu­
steht, erhält er eine Mietentschädigung. 

§ 53 

(1) Das Konsistorium (Landeskirchenamt) ist dem 
abberufenen Pfarrer bei der Bewerbung oder der Be­
rufung in eine neue Pfarrstelle behilflich. Es kann ihm 
die Verwaltung einer anderen Pfarrstelle oder eine 
andere pfarmmtliche Tätigkeit vorfäufig übertragen. 
Auf die persönlichen Verhältntsse des Pfarrers ist 
Rücksicht zu nehmen. 

(2) Aus den Tatsachen, mit denen die Notwendigkeit 
der Abberufung begründet worden ist, können Ein­
sprüche gegen den Pfarrer in dem Verfahren bei der 
Besetzung der neuen Stelle nicht hergeleitet werden. 

(3) Wird der Pfarrer nicht innerhalb eines Jahres 
nach der Abberufung in eine neue Pfarrstelle berufen, 
so ist er in den Wartestand zu versetzen. 
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3. Wartestand 

§ 54 

(1) Über die in diesem Kirchengesetz besonders ge­
nannten Fälle hinaus kann der Pfarrer in den Warte­
stand versetzt werden, wenn ein Tatbestand vorliegt, 
der dem P.farrer die gedeihliche Führung des Pfarr­
amtes in seiner Gemeinde unmöglich macht (§ 49 Ab­
satz 1 Buchstabe b) und eine gedeihliche Wirksamkeit 
auch in einer anderen Pfarrstelle zunächst nicht erwar­
ten läßt. 

(2) Der Pfarrer kann ferner in den Wartestand ver­
setzt werden, wenn sein Ehegatte aus der evangeli­
schen Kirche austritt oder Mitglied einer Religionsge­
meinschaft wird, die im Widerspruch zur evangelischen 
Kirche steht. 

§ 55 

Über die Versetzung in den Wartestand entscheidet 
die Kirchenleitung. § 50 Absätze 1, 2 und 4 und § 51 
finden entsprechende Anwendung. 

Art. 1 Nr. 8 Westf. Ergänzungsgesetz: 
Die Versetzung in den Wartestand bedarf in den Fäl­
len des§ 21 Absatz 2, des§ 36 Absatz 3 und des§ 73 a 
Absatz 1 (neu: § 61 a Absatz 1) der Zustimmung des 
Kreissynodalvorstandes. Das gleiche gilt, wenn der 
Pfarrer nach§ 54 Absatz 1 in Verbindung mit § 49 
Absatz 1 Buchstabe b unmittelbar in den Wartestand 
versetzt wird. 

§ 56 

(1) Der Wartestand beg1nnt 
a) in den Fällen des § 21 Absatz 2, § 61 a Absatz 1 

und § 61 c Absatz 3 mit dem Tage, den das Konsi­
storium (Landeskitchenamt) festsetzt, 

Art. 1 Nr. 9 Westj. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleitung mit ... , § 56 Absatz 1 Buch­
stabe a, ... zugewiesenen Aufgaben und Befugnisse 
werden dem Landeskirchenamt übertragen. 

b) in den Fällen des § 48 a Absatz 3 und § 53 Ab­
satz 3 mit dem Ablauf des Monats, der auf die Mit­
teilung des Beschlusses über die Versetzung in den 
Wartestand folgt, 

c) in den übrigen .Fällen mit dem Ablauf des Monats, 
in dem der Beschluß über die Versetzung in den 
Wartestand unanfechtbar geworden ist. 

(2) Soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, verliert 
der Pfarrer mit dem Beginn des Wartestandes seine 
bisherige Pfarrstelle und die mit dieser verbundenen 
oder ihm persönlich übertragenen Aufgaben. Im übri­
gen dauert das Dienstverhältnis des Pfarrers zur Kir­
che fort. 

(3) Vom Beginn des Wartestandes an rückt der Pfar­
rer, abgesehen von den Fällen des § 21 Absatz 2, in 
den Dienstaltersstufen nur während einer ihm nach 
§ 57 Absatz 2 übertragenen Beschäftigung auf. 

(4) Vom Beginn des Wartestandes an erhält der Pfar­
rer, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, ein War­
tegeld nach Maßgabe der besonderen kirchengesetz­
lichen Bestimmungen. 

§ 57 

(1) Der Pfarrer im Wartestand kann sich um die 
Wiederverwendung in einer freien Pfarrstelle bewer­
ben. Das Konsistorium (Landeskirchenamt) kann seine 
Bewerbung (Bestätigung) innerhalb eines Zeitraumes 
von zwei Jahren ablehnen oder zurückstellen, wenn 
eine gedeihliche Wirksamkeit in einer neuen Pfarr­
stelle noch nicht gewährleistet erscheint. 

(2)2) Das Konsistorium (Landeskirchenamt) kann 
einem Pfarrer im Wartestand widerruflich die Verwal­
tung einer Pfarrstelle oder einen anderen kirchlichen 
Dienst übertragen; dies gilt nicht im Falle einer Verset­
zung in den· Wartestand gemäß § 21 Absatz 2 oder 
§ 61 a Absatz 1. Der Pfarrer ist verpflichtet, den ihm 
übertragenen Dienst zu übernehmen, wenn ihm zuge­
sichert wird, daß der Auftrag mindestens sechs Mo­
nate bestehenbleiben wird, sofern nicht später eintre­
tende Gründe zum Widerz,uf nötigen. 

(3) Verweigert der Pfarrer im Wartestand ohne hin­
reichenden Grund die Übernahme eines solchen Dien­
stes, so verliert er für die Zeit der Weigerung den An­
spruch auf Wartegeld. Die Vorschriften des § 25 finden 
in diesem Falle sinngemäß Anwendung. 

(4) Solange der Pfarrer im Wartestand eine Pfarr­
stelle v.orläufig verwaltet, erhält er die gleichen Be­
züge, wie wenn er in dieser Pfarrstelle fost angestellt 
wäre. 

4. Ruhestand 

§ 583) 

(1) Der Pfarrer tritt mit Ablauf des Monats, in dem 
er das 65. Lebensjahr vollendet, in den Ruhestand. 

(2} Der Pfarrer kann auch ohne Nachweis der Dienst­
unfähigkeit auf seinen Antrag in den Ruhestand ver­
setzt werden, wenn er 

a) das 62. Lebensjahr vollendet hat oder 
b) schwerbehindert im Sinne des § 1 des Schwerbe­

hindertengesetzes ist und das 60. Lebensjahr voll­
endet hat. 

Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß 
einem Antrag nach Buchstabe b nur entsprochen wer­
den darf, wenn sich der Pfarrer unwiderruflich ver­
pflichtet, nicht mehr als einen festzulegenden Höchst­
betrag aus Beschäftigungen oder Erwerbstätigkeiten 
hinzuzuverdienen. 

(3) Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, bei einem 
besonderen Notstand der Kirche die in den Absätzen 1 
und 2 genannten Altersgrenzen zeitweilig hinaufzuset­
zen. 

§ 59 

(1) Ein Pfarrer ist, unabhängig von seinem Lebens­
alter, auf seinen Antrag oder von Amts wegen in den 

') Vgl. auch Art. 1 Nr. 6 Buchst. b Westf. Ergänzungsgesetz (zu § 34). 

') Aufgrund von Artikel 4 Absatz 3 des Kirchengesetzes zur Änderung des 
Pfarrerdienstgesetzes der Evangelischen Kirche der Union vom 15. Juni 
1980 (KAB!. 1981 S. 85) hat die Landessynode beschlossen, daß diese Än­
derung erst am !. Januar 1983 in Kraft tritt. Bis dahin gilt§ 58 mit dem 
bisherigen Wortlaut weiter: 

.,§ 58 
(1) Der Pfarrer tritt mit dem Ablauf des Monats, in dem er das 70. Le­

bensjahr vollendet, in den Ruhestand. 
(2) Stellt ein Pfarrer, der das 65. Lebensjahr vollendet hat, den An­

trag auf Versetzung in den Ruhestand, so ist diesem Antrag stattzuge­
ben. 

(3) Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, bei einem besonderen 
Notstand der Kirche die in Absatz 1 und 2 genannten Altersgrenzen 
zeitweilig hinaufzusetzen. 

(4) Ein Pfarrer, der das 65. Lebensjahr vollendet hat, kann von Amts 
wegen ohne seinen Antrag nach Anhörung der Beteiligten in den Ru­
hestand versetzt werden. In diesem Falle beginnt der Ruhestand mit 
dem Ablauf des dritten Monats, der auf die Mitteilung von der Verset­
zung in den Ruhestand folgt." 

Bei Inkrafttreten des neuen Wortlauts von § 58 ist Artikel 3 des Kirchen­
gesetzes zur Änderung des Pfarrerdienstgesetzes der Evangelischen Kir­
che dcrUnion vom 15. Juni 1980 (KAB!. 1981 S. 85)zu beachten: 

„Artikel 3 
Pfarrer. die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes 

das 64. Lebensjahr vollendet haben, sind mit dem Ablauf eines Jahres 
seit dem Inkrafttreten, spätestens jedoch mit dem Ablauf des Monats, 
in dem sie das 70. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand zu verset­
zen. Die Möglichkeit einer vorherigen Versetzung in den Ruhestand 
nach den allgemeinen Bestimmungen bleibt unberührt." 
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Ruhestand 21u vernetzen, wenn er ,infolge eines körper­
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körper­
lichen oder geistigen Kräfte eine Pfarrstelle dauernd 
nicht mehr ordnungsgemäß verwalten kann. 

(2) Als da.uernd dienstunfähig kann der Pfarrer auch 
dann angesehen werden, wenn er infolge Erkrankung 
innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate 
keinen Dienst getan hat und keine sichere Aussicht 
besteht, daß er innerhalb weiterer sechs Monate wie­
der voll dienstfähig sein wird. 

(3) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähigkeit, so 
ist der Pfarrer verpflichtet, sich nach Weisung des 
Konsistoriums (Landeskirchenamts) durch einen von 
diesem zu benennenden Arzt untersuchen und erforder­
lichenfa11s in einem Krankenhaus beobachten zu lassen. 
Die Kosten trägt die Gliedkirche. 

(4) Ist der Pfarrer zur Wahrnehmung seiner Rechte 
infolge körperlichen oder geistigen Gebrechens offen­
sichtlich nicht in der Lage und ist ein gesetzlicher Ver­
treter oder Pfleger für ihn nicht bestellt, so hat der 
Superintendent nach Möglichkeit im Einvernehmen 
mit der Familie des Pfarrers .ihm einen Beistand zu 
bestellen. Wird nachträglich ein Vormund oder Pfle­
ger bestellt, so ist der Beistand abzuberufen. 

(5) Soll der Pfarrer wegen dauernder Dienstunfähig­
keit ohne seinen Antrag in den Ruhestand versetzt 
werden, so wird er vom Konsistorium (Landeskirchen­
amt) nach Anhörung des Kreiskirchenrats (Kreissyn­
odalvorstandes) unter Mitteilung der Gründe der be­
absichtigten Zurruhesetzung und unter Angabe des 
ihm zustehenden Ruhegehaltes schriftlich aufgefordert, 
etwaige Einwendungen binnen einer Frist von vier 
Wochen geltend zu machen. Das Konsistorium (Landes­
kirchenamt) kann den Pfarrer für die Dauer des Ver­
fahrens von seinen Dienstgeschäften beurlauben. 

(6) Werden Einwendungen in.nerhalb der Frist nicht 
erhoben, so wird dies einem Gesuch um Versetzung in 
den Ruhesta,nd gleichgesetzt. 

(7) Die Versetzung in den Ruhestand ·er.folgt durch 
das Konsistoritum (Landeskirchenamt), wenn sie auf 
Antrag des Pfarrers ausgesprochen wird oder ein Fall 
des Absatzes 6 vorliegt. 

(8) Werden innerhalb der Frist Einwendungen erho­
ben und will das Konsistorium (Landeskirchenamt) von 
der Versetzung in den Ruhestand nicht absehen, so ist 
das Konsistorium (Landeskirchenamt) verpflichtet, den 
Einwendungen nachzugehen, erforderlichenfalls unter 
Hinzuziehung eines oder mehrerer Ärzte, und die Ent­
scheidung der Kirchenleitung herbeizuführen. Diese ist 
schriftlich zu begründen und dem Pfarrer zuzustellen. 
Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, inwieweit 
und auf welche Weise die Entscheidung der Kirchen­
leitung durch ein Rechtsmittelverfahren nachprüfbar 
ist. 

(9) Der Ruhestand beg.innt im Falle des Absatzes 7 
mit dem Ablauf des dritten Monats, der auf die Mittei­
lung des Beschlusses über die Versetzung in den Ruhe­
stand folgt, im Falle des Absatzes 8 mit dem Ablauf des 
dritten Monats, der auf den Ablauf der Frist gemäß 
Absatz 5 Satz 1 folgt. Ist der Beschluß über die Ver­
set2Jung in den Ruhestand bis zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht ergangen oder noch nicht unanfechtbar, so kann 
die Kirchenleitung bei Beurlaubung des Pfarrers die 
das Ruhegehalt übersteigenden Dienstbezüge einbehal­
ten. Wird die Entscheidung über die Versetzung in den 
Ruhestand unanfechtbar, so verfallen die einbehalte­
nen Beträge, anderenfalls sind sie nachzuzahlen. 

§ 60 

0) 1
) Ein "Pfarrer im Wartestand ist in den Ruhestand 

zu versetzen, wenn die Wiederanstellung bis zum Ab-

'l Vgl. auch Art. 1 Nr. 6 Buchst. b Westf. Ergänzungsgesetz (zu§ 34). 

lauf von drei Jahren nach dem Beginn des Wartestan­
des nicht erfolgt ist; dies gilt nicht im Falle einer Ver­
setzung in den Wartestand gemäß § 21 Absatz 2 oder 
§ 61 a Absatz 1. Der Lauf der Frist ist gehemmt, so­
lange der Pfarrer gemäß § 57 Absatz 2 auftragsweise 
beschäftigt ist. 

(2)') Ein Pfarrer im Wartestand kann in den Ruhe 
stand versetzt werden, wenn er der Aufforderung cter 
Kirchenleitung, sich um eine Pfarrstelle zu bewerben, 
binnen sechs Monaten nicht nachkommt. 

Art. 1 Nr. 9 West]. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleit1lng mit . .. , § 60 Absatz 2, . .. zuge­
wiesenen Aufgaben und Befugnisse werden dem 
Landeskirchenamt übertragen. 

C:ll 1
) Ein Pfarrer im Wartestand kann außer in den 

Fällen der §§ 58 und 59 auf seinen Antrag in den 
Ruhestand versetzt werden, wenn es unmöglich er­
scheint, ihn in absehbarer Zeit wieder im pfarramt­
lichen Ditmst zu verwenden. 

(4) Die Vor,schri.ften der Absätze 1 - 3 finden auch 
Anwendung auf einen Pfarrer, der durch Amtsenthe­
bung im Disziplinarverfahren die Rechtsstellung eines 
Pfarrers im Wartestand erlangt hat. Ist i.n dem Diszi­
plinanurteil ausgesprochen, daß der Bestrafte erst nach 
einer bestimmten Fr1st in einem Pfarramt wiederan­
gestellt werden darf, so beginnen die in den Absätzen 
1 und 2 ,genannten Fristen erst mit dem Ablauf der in 
dem Disziplinarurteil festgesetzten Frist. 

(5) Die Versetzung in den Ruhestand erfolgt durch 
das Konsistorium (Landeskirchenamt); es setzt auch 
den Zeitpunkt des Beginns des Ruhestands fest. 

(6) Das gliedkirchliche Recht kann in den Fällen der 
Absätze 1, 2 und 4 ein Rechtsmittelverfahren vorsehen. 

§ 6l5) 

(1) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht des 
Pfarrers zur Dienstleistung. 

(2) Der Pfarrer scheidet aus seiner Pfarrstelle aus, 
sofern er sie nicht bereits durch Versetzung in den 
Wartestand verloren hat. 

(3) Im übrigen bleibt ihm die Rechtsstel1ung eines 
Pfarrers erhalten. Er erhält ein Ruhegehalt nach Maß­
gabe der besonderen kirchengesetzlichen Bestimmun­
gen. Er bleibt der Dienstaufsicht und dem Disziplinar­
recht unterworfen. 

(4) Einern Pfarrer im Ruhestand kann durch die Kir­
chenleitung auf seinen Antrag oder von Amts wegen 
eine Pfarrstelle nach Maßgabe des Pfarrstellenbeset­
zungsrechts übertragen werden, wenn die Gründe für 

5) Aufgrund von Artikel 4 Absatz 3 des Kirchengesetzes zur Änderung des 
Pfarrerdienstgesetzes der Evangelischen Kirche der Union vom 15. Juni 
1980 (KABL 1981 S. 85) hat die Landessynode beschlossen, daß die Ände­
rung des § 61 erst am 1. Januar 1983 in Kraft tritt. Bis dahin gilt§ 61 im 
bisherigen Wortlaut weiter: 

.. § 61 
(1) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht des Pfarrers zur 

Dienstleistung. 

(2) Der Pfarrer scheidet aus seiner Pfarrstelle aus, sofern er sie nicht 
bereits durch Versetzung in den \Vartestand verloren hat. 

(3) Im übrigen bleibt ihm die Rechtsstellung eines Pfarrers erhalten. 
Er erhält ein Ruhegehalt nach Maßgabe der besonderen kirchengesetz­
lichen Bestimmungen. Er bleibt der Dienstaufsicht und dem Diszipli­
narrecht unterworfen. 

(4) Einern Pfarrer im Ruhestand kann durch die Kirchenleitung auf 
seinen Antrag oder von Amts wegen eine Pfarrstelle nach Maßgabe des 
Pfarrstcllenbesetzungsrechts übertragen werden, wenn die Gründe für 
seine Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind. Eine Verpflich­
tung zur Übernahme der Pfarrstelle kann nur ausgesprochen werden, 
wenn der Pfarrer das 65., die Pfarrerin das 62. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. Eine Minderung seines Diensteinkommens gegenü­
ber den Dienstbezügen seiner letzten Stelle darf dabei nicht eintreten. 
§ 52 Absatz 1 Sätze 3 und 5 und Absatz 2 sowie§ 53 Absatz 1 Satz 3 fin­
den entsprechende Anwendung. 

(5) Mit der vorübergehenden Verwaltung einer Pfarrstelle oder mit 
einem anderen kirchlichen Dienst kann der Pfarrer im Ruhestand nur 
mit seiner Zustimmung beauftragt werden." 
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seine Vevsetzung in den Ruhestand weggefallen sind. 
Eine Verpflichtung zur Übernahme der Pfarrstelle 
kann hur ausgesprochen werden, wenn er das 62. Le­
bensjahr noch nicht vollendet hat. Eine Minderung 
seines Diensteinkommens gegenüber den Dienstbezü­
gen seiner letzten Stelle darf dabei nicht eintreten. 
§ 52 Absatz 1 Sätze 3 und 5 ·und Absatz 2 sowie § 53 
Absatz 1 Satz 3 finden entsprechende Anwendung. 

Art. 1 Nr. 9 Westf. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleitung mit . .. , § 61 Absatz 4, ... zuge­
wiesenen A11fgaben und Befugnisse werden dem 
Landeskirchenamt übertragen. 

(5) Mit der vorübergehenden Verwaltung einer 
Pfarrstelle oder mit einem anderen kirchlichen Dienst 
kann der Pfarrer im Ruhestand nur mit seiner Zustim­
mung beauftragt werden. 

5. Veränderung des Dienstverhältnisses 
aus familiären Gründen 

§ 61 a 

(1) Ein Pfarrer, der mit mindestens einem unter­
haltsberechtigten Kind unter sechs Jahren oder mit 
mLndestens zwei unterhaltsberechtigten Kindern unter 
zehn Jahren in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann auf 
Antrag bis zu drei Jahren mit der Möglichkeit der Ver­
längerung ohne Wartegeld in den Wartestand versetzt 
werden. § 57 Absatz 2 ,und § 60 finden keine Anwen­
dung. 

(2) Ein Pfarrer, der mit mindestens einem unter­
haltsberechtigten Kind unter sechzehn Jahren in häus­
licher Gemeinschaft lebt, kann mit seiner Zustimmung 
in einem eingeschränkten Dienstverhältnis verwendet 
werden. Das eingeschränkte Dienstverhältnis darf nur 
in dafür besonders bestimmten Pfarrstellen für in sich 
abgeschlossene Aufgabenbereiche begründet werden. 
Sein Um:fiang muß mindestens der Hälfte eines ver­
gleichbaren uneingeschränkten Dienstverhältnisses ent­
sprechen. 

(3) Unterhaltsberechtigt im Sinne der Absätze 1 und 
2 ist ein Kind, dem gegenüber der Pfarrer oder sein 
Ehegatte unterhaltspflichtig ist. 

(4) Der Wartestand nach Absatz 1 und die Verwen­
dung im eingeschränkten Dienstverhältnis nach Ab­
satz 2 dürfen zusammen eine Dauer von zwölf Jahren, 
der Wartestand allein eine Dauer von sechs Jahren 
nicht überschreiten. In Ausnahmefällen kann der War­
testand mit Zustimmung des Pfarrers verlängert wer­
den, jedoch nur bis zu einer Höchstdauer vori neun 
Jahren. 

§ 61 b 

Über die Versetzung in den Wartestand nach § 61 a 
Absatz 1 und die Verwendung im eingeschränkten Dienst­
verhältnis nach § 61 a Absatz 2 entscheidet das Konsi­
storium (Landeskirchenamt). Die Entscheidung kann 
vor Ablauf des Zeitraums, für den sie getroffen wurde, 
geändert werden, wenn die Voraussetzungen entfallen 
sind oder der Pfarrer dies beantragt und keine dienst­
lichen Gründe entgegenstehen. 

§ 61 C 

(1) Endet der Wartestand (§ 61 a Absatz 1) oder das 
eingeschränkte Dienstverhältnis (§ 61 a Absatz 2), so 
ist das Konsistorium (Landeskirchenamt) dem Pfarrer 
bei der Bewerbung oder der Berufung in eine neue 
Pfarrstelle behilflich. 

(2) Wird der Pfarrer nicht sogleich in eine neue 
Pfarrstelle l:ierufen, so bleibt er bis zur Dauer von 
sechs Monaten im Wartestand ohne Wartegeld oder be­
hält den Anspruch auf das ihm aus der Verwendung im 

eingeschränkten Dienstverhältnis bisher gezahlte 
Diensteinkommen. § 57 Absätze 2 bis 4 gilt entspre­
chend. 

(3) Wird der Pfarrer nicht innerha1b von sechs Mo­
naten nach Ablauf des Wartestandes oder der Verwen­
dung im eingeschränkten Dienstverhältnis in eine neue 
Pfarrstelle berufen, so bleibt er im Wartestand, oder er 
ist in den Wartestand zu versetzen. Er erhält ein War­
tegeld nach Maßgabe der besonderen kirchengesetz­
lichen Bestimmungen. 

Abschnitt VIII 

Beendigung des Dienstverhältnisses 

§ 62 

Allgemeine Vorschrift 

Das Dienstverhältnis des P.farrers en<let außer durch 
Tod durch: 

Entlassung aus dem Dienst, 
Ausscheiden aus dem Dienst, 
Entfernung aus dem Dienst. 

§ 63 

Entlassung aus dem Dienst 

(1) Der Pfarrer kann seine Entlassung aus dem 
Dienst verlangen. Der Antrag ist auf dem Dienstweg 
bei der Kirchenleitung schriftlich einzureichen. Er kann 
zurückgenommen werden, solange die Entlassung noch 
nicht ausgesprochen ist. 

(2) Die Kirchenleitung bestimmt den Zeitpunkt der 
Entlassung, stellt deren Rechtswirkung fest und teilt 
sie dem Pfarrer schriftlich mit. Auf die Bestimmungen 
des § 66 Absatz 2 ist dabei hinzuweisen. Die Entlassung 
darf nicht später als zum Ende des dritten Monats nach 
Eingang des Entlassungsantrags erfolgen. Die Frist 
kann bis zu dem Zeitpunkt verlängert werden, an dem 
die Dienstgeschäfte ordnungsgemäß übergeben sind 
und der Pfarrer über die Verwaltung des ihm anver­
trauten kirchlichen Vermögens Rechenschaft abgelegt 
hat. 

Art. 1 Nr. 9 Westf. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleittlng mit . .. , § 63 Absatz 1 tmd 2, . .. 
zugewiesenen Aufgaben und Befugnisse werden dem 
Landeskirchenamt übertragen. 

(3) Mit der Entlassung aus dem Dienst verliert der 
Pfarrer seine Pfarrstelle und seinen Anspruch auf Be­
soldung und Ver1sorgung. Der Verlust der in der Ordi­
nation begründeten Rechte regelt sich nach den Be­
stimmungen des § 66. 

§ 64 

Ausscheiden aus dem Dienst 

Der Pfarrer scheidet aus dem Dienst aus, 

a) wenn er aus der Kirche austritt oder einer ande­
ren Religionsgemeinschaft bettritt; dies gilt nicht, 
wenn der P.farrer im Falle eines Auslandsdienstes 
mit Zustimmung der Kirchenleitung einer anderen 
reformatorischen Kirche beitritt, 

b) wenn er auf die in der Ordination begründeten 
Rechte verzichtet, 

c) wenn in einem Lehrbeanstandungsverfahren fest­
gestellt wird, daß er als ein ordinierter Diener am 
Wort nicht mehr tragbar ,ist, 

d) wenn er den Dienst ohne Zustimmung der Kir­
chenleitung aufgibt oder nach Ablauf einer Beur­
laubung oder eines Wartestandes gemäß § 21 Ab-



214 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen - Nr. 8 vom 26. August 1981 

satz 2 trotz Aufforoerung durch die Kirchenleitung 
nicht wieder aufnimmt, 

e) wenn er in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder 
Dienstverhältnis zu einem anderen Dienstherrn tritt, 
sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder 
die Kirchenleitung keine andere Regelung trifft; 
dies gilt nicht für den Eintritt in ein Beamtenver­
hältnis auf Widerruf oder als Ehrenbeamter. 

(2) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß der 
Pfarrer a:uch dann aus dem Dienst der Kirche ausschei­
det, wenn er eine Ehe- gegen den Widerspruch seiner 
Kirchenleitung eingeht (§ 35 Absatz 3 Satz 2). 

(3) Mit dem Ausscheiden aus dem Dienst der Kirche 
verliert der Pfarrer seine Pfarrstelle, die in der Ordi­
nation begründeten Rechte sowie den Anspruch auf 
Besoldung und Versorgung. 

(4) Das Konsistorium (Landeskirchenamt) stellt das 
Ausscheiden fest, bestimmt den Zeitpunkt, an dem die 
Rechtswirkungen des Ausscheidens eingetreten sind 
und teilt dies dem Ausgeschiedenen unter Hinweis auf 
sein Beschwerderecht mit. Es kann dem Ausgeschiede­
nen einen Unterhaltsbeitrag widerruflich bewilligen. 
Gegen den Bescheid kann der Betroffene innerhalb 
von zwei Wochen Beschwerde bei dem für die Entschei­
dung streitiger Verwaltungssachen zuständigen Kir­
chengericht (Rechtsausschuß) einlegen. 

§ 65 

Entfernung aus dem Dienst 

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Dis­
ziplinarrecht geregelt. 

Abschnitt IX 

Verlust der in der Ordination begründeten Rechte 

§ 66 

Verlust kraft Gesetzes 

(1) Das Recht und die Pflicht zur öffent1ichen Wort­
verkündigung und Sakramentsverwaltung erlöschen, 
wenn 

a) die Ber.ufung in das Pfarramt aus den Gründen des 
§ 12 Absatz 1 zurückgenommen wird, 

b) der Ordinierte gemäß § 63 aus dem Dienst entlas­
sen wird, ohne einen anderen Dienst der Verkündi­
gung, der evangelischen Unterweisung oder der 
theologischen Lehre zu übernehmen, 

c) der Ordinierte gemäß § 64 aus dem Dienst der 
Kirche ausscheidet, 

d) der Verlust aufgrund einer disziplinarrechtlichen 
Entscheidung eintritt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe b) kön­
nen dem entlassenen Pfarrer die in der Ordination be­
gründeten Rechte auf Antrag unter Vorbehalt des 
Widerrufs belassen werden, wenn seine neue Tätigkeit 
im deutlichen Zusammenhang mit dem Verkündigungs­
auftrag steht, oder wenn erwartet werden kann, daß 
der Pfarrer nach Maßgabe seiner Zeit und Kraft am 
Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra­
mentsverwaltung weiterhin teilhat. Der Antrag ist 
innerhalb eines Monats nach dem Eingang der im § 63 
Absatz 2 bezeichneten Mitteilung bei der Kirchenlei­
tung einzureichen, die für die Entlassung zuständig ist. 
Diese entscheidet über den Antrag endgültig. Bis zu 
ihrer Entscheidung über den Antrag tritt ein Verlust 
der Rechte nicht ein. 

Art. 1 Nr. 9 West]. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleitung mit . .. , § 66 Absatz 2 .. . zuge­
wiesenen Aufgaben und Befugnisse werden dem 
Landeskirchenamt übertragen. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 finden 
auch dann entsprechend Anwendung, wenn ein Ordi­
nierter, der in einem anderen Dienst der Verkündi-gung, 
der evange1ischen Unterweisung oder der theologischen 
Lehre steht, als er in § 1 Absatz 2 bezeichnet ist, aus 
den Gründen des Absatzes 1 aus diesem Dienstverhält­
nis ausscheidet. 

§ 67 

Verzicht 

(1) Das Recht und die Pflicht zur öffentlichen Wort­
verkündigung und Sakramentsverwaltung erlöschen 
ferner, wenn der Ordinierte auf die in der Ordination 
begründeten Rechte verzichtet. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich oder zu Protokoll der 
zuständigen Dienststelle zu erklären. Er wird erst 
wirksam, wenn sie den Verzicht annimmt. 

(3) Zuständige Dienststelle ist, soweit der Amtsträ­
ger im Dienst einer ~irchengemeinde, eines Kirchen­
kreilses oder einer Gliedkirche steht, die Kirchenleitung 
der Gliedkirche, soweit der Amtsträger im unmittel­
baren Dienst der Evangelischen Kirche der Union steht, 
der Rat. Steht der Amtsträger im Dienst eines kirch­
lichen Werkes, so ist die Kirchenleitung derjenigen 
Kirche zuständig, der das kirchliche Werk durch Auf­
sicht, Versorgung der Amtsträger oder in sonstiger Wei­
se zugeordnet ist; in allen übrigen Fällen diejenige 
Kirchenleitung, in deren Bereich dem Amtsträger die 
Rechte beigelegt oder gemäß § 66 Absatz 2 belassen 
worden sind. 

Art. 1 Nr. 9 West]. Ergänzungsgesetz: 
Die der Kirchenleitung mit ... § 67 Absatz 3 zugewie­
senen A ujgaben und Befugnisse werden dem Landes­
kirchenamt übertragen. 

§ 68 

Folgen 

(1) Der Verlust des Rechts zur öffentlichen Wortver­
kündigung und Sakramentsverwaltung schließt den 
Verlust des Rechts zur Vornahme aller kirchlichen 
Amtshandlungen ein. 

(2) Mit dem Recht zur öffentlichen Wortverkündi­
gung und Sakramentsverwaltung erlischt auch das 
Recht, eine geistliche Amtsbezeichnung (§ 13) zu füh­
ren und die Amtstracht (§ 14) zu tragen. 

(3) Die Ordinationsurkunde (§ 8 Absatz 4) und das 
Zeugnis über die Anstellungsfähigkeit (§ 6 Absatz 1) 
sind zurückzugeben. 

(4) Der Verlust der in der Ordination begründeten 
Rechte ist im kirchlichen Amtsblatt bekanntzumachen 
und der Kirchenkanzlei mitzuteilen. 

§ 69 

:RJuhen der Rechte 

Das Recht und die Pflicht zur öffentlichen Wortver­
kündigung und Sakramentsverwaltung ruhen, solange 
ein Ordinierter infolge von Geisteskrankheit seine An­
gelegenheit nicht zu besorgen vermag. 

Abschnitt X 

Wiederverwendung im Amt 

§ 70 

(1) Die in der Ordination begründeten Rechte und 
Pflichten können erneut übertragen werden, wenn der 
Betroffene im Dienst der öffentlichen Wortverkühdi-



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen - Nr. 8 vom 26. August 1981 215 

gung und Sakramentsverwaltung wieder verwendet 
werden soll. Über den Akt der Übertragung ist eine 
Urkunde auszufertigen. Außerdem ist ihm ein Zeugnis 
über seine Wiederanstellungsfähigkeit auszuhändigen. 

(2) Zuständig für die Übertragung ist die Kirchenlei­
tung derjenigen Gliedkirche, die den Verlust gemäß 
§ 66 festgestellt oder den Verzicht gemäß § 67 ange­
nommen hat. Stand der Amtsträger :im Zeitpunkt des 
Erlöschens der Rechte im unmittelbaren Dienst der 
Evangeli.schen Kirche der Union, so ist für die Über­
tragung der Rat zuständig. 

(3) Ist die nach Absatz 2 zuständige Dienststelle zu 
dieser Übertragung nicht bereit, so kann die Kirchen­
leitung einer anderen Gliedkirche, die den Betroffenen 
in ihren Dienst aufnehmen will oder in deren Bereich 
er in einem kirchlichen Werk im Dienst der öffent­
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung 
beschäftigt werden soll, die Übertragung vornehmen, 
wenn die nach Absatz 2 zuständige Dienststelle nicht 
widerspricht. 

(4) Die erneute Übertragung der in der Ordination 
begründeten Rechte und Pflichten ist im kirchlichen 
Amtsblatt bekanntzumachen und der Kirchenkanzlei 
mitzuteilen. 

Abschnitt XI 

Besondere Bestimmungen 

1. Pfarrer .in besonderen Diensten 

§ 71 

Pfarrer im gesamtkirchlichen Dienst 

(1) Auf Pfarrer, die im unmittelbaren Dienst der 
EvangeHschen Kirche der Union stehen, finden die für 
die Inhaber gliedkirchlicher Pfarnstellen geltenden Be­
stimmungen dieses Kirchengesetzes mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an Stelle des Konsistoriums (Landes­
kirchenamts) die Kirchenkanzlei und an Stelle der 
Kirchenleitung der Rat der Evangelischen Kirche der 
Union zuständig ist. 

(2) Über die Errichtung neuer und über die Aufhe­
bung bestehender gesamtkirchlicher Pfarrstellen be­
schließt der Rat. Der Beschluß hat über den Wirkungs­
kreis des Pfarrers -sowie über seine Amtsbezeichnung 
Bestimmungen zu treffen. Das Nähere wird in einer 
Dienstanweisung bestimmt, welche die Kirchenkanzlei 
erläßt. 

(3) Die unmittelbare Dienstau.fsicht über diese Pfar­
rer führt die Kirchenkanzlei; oberste Dienstbehörde ist 
der Rat. 

§ 72 

Auslandspfarrer 

(1) Pfarrer, welche die Anstellungsfähigkeit für den 
heimatlichen K!irchendienst gemäß § 3 dieses Kirchen­
gesetzes besitzen und durch die Evangelische Kirche 
der Union zum Dienst in eine ausländische Kirchenge­
meinde entsandt werden, genießen die Fürsorge der 
Evangelischen Kirche der Union und ihrer heimatlichen 
G1iedkirche nach Maßgabe des Kirchengesetzes vom 
18. März 1954 über das Verhältnis der Evangelischen 
Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen zu evan­
gelischen Kirchengemeinschaften und Gemeinden, 
Pfarrern und Gemeindegliedern deutscher Herkunft 
außerhalb Deutschlands (ABI. E:K!D Nr. 82). 

(2) Für die dienstrechtlichen Verhältnisse dieser 
Pfarrer zur Evangelischen Kirche der Union und zu 
ihren Gliedkirchen gelten die Bestimmungen der §§ 13 
bis 24 des im Absatz 1 genannten Kirchengesetzes der 

Evangelischen Kfrche in Deutschland mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land die Evangeliische Kirche der Union, an die Stelle 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschl<and der 
Rat der Evangelischen Kirche der Union und an die 
Stelle des KirchHchen Außenamts die Kirchenkanzlei 
der Evangelischen Kirche der Union tritt. Im übrigen 
bestimmen sich ihre dienstrechtlichen Verhältnisse nach 
den mit der ausländischen Anstellung-skörperschaft ge­
troffenen Vereinbarungen. 

§ 73 

Ordinierte Theologen im Dienst kirchlicher Werke 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

Die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes über die 
in der Ordination begründeten Rechte und Pflichten 
finden auch auf solche ordinierte Theologen Anwen­
dung, die von kirchlichen Anstalten, Werken oder son­
stigen kirchlichen Einrichtungen mit eigener Rechts­
pensönlichkeit angestellt sind. Im übrigen bleibt es den 
Anstalten, Werken und Einrichtungen überlassen, im 
Rahmen ihrer Rechtsstellung die Dienstverhältnisse 
ihrer ordinierten Theologen den Bestimmungen dieses 
Kirchengesetzes durch Satzung und Dienstvertrag sinn­
gemäß anzupassen. 

2. Privatrechtliches Diens.tverhältnis 

§ 73 a 

In begründeten Einzelfällen kann ein Pfarrer in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt 
und zum Inhaber einer P.farr,stelle berufen werden. Im 
Dienstvertrag sollen die den Dienst des Pfarrers be­
treffenden Bestimmungen des kirchlichen Verfassungs­
rechts und des Pfarrerdienstrechts, insbesondere die 
Abschnitte IV bis VI dieses Kirchengesetzes, für sinnge­
mäß anwendbar erklärt werden, soweit diese Bestim­
mungen nicht das Bestehen eines öffentlich-r.echtlichen 
Dienstverhältnisses voraussetzen. 

Abschnitt XII 

tiberleitungs- und Schlußbestimmungen 

§ 74 

Inkraftsetzung 

Dieses Kirchengesetz wird durch den Rat gemäß 
Artikel 7 Absatz 2 der Ordnung der Evangelischen Kir­
che der Union in Kraft gesetzt. 

§ 75 

Aufhebung älterer Vorschriften 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes tre­
ten für seinen Geltungsbereich alle entgegenstehenden 
Bestimmungen des älteren Rechts außer Kraft. Insbe­
sondere werden aufgehoben, soweit sie nicht schon 
durch frühere Bestimmungen außer Kraft gesetzt sind: 

a) das Kirchengesetz, betreffend die Dienstvergehen 
der K!irchenbeamten und die unfreiwiUige Verset­
zung derselben in den Ruhestand vum 16. Juli 1886 
(KGVBl. Seite 81), 

b) die Bestimmungen der §§ 1 und 7 der Ruhege­
haltsordmmg für die Geistlichen der evangelischen 
Landeskirche der älteren Provinzen vom 26. Mai 
1909 (KGVBl. Seite 37), 

c) die Bestir_nmungen der §§ 1, 20 und 21 des Kirchen­
gesetzes betreffend Vorbildung und Anstellungs­
fähigkeit der Geistlichen vom 5. Mai 1927 (KGVBl. 
Seite 219), 
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d) das Kirchengesetz über die Versetzung von Geist­
lichen vom 6. März 1930 (KGVBI. Seite 169), 

e) die Verordnung z1.11· Ruhegehaltsordnung vom 15. 
April 1936 (GBl. DEK Seite 49), 

f) die Verordnung zum Kirchengesetz vom 6. März 
1930 über die Versetzung von Geistlichen vom 15. 
April 1936 (GBL DEK Seite 49), 

g) die Verordnung zur Änderung der Verordnung zum 
K,irchengesetz über die Versetzung von Geistlichen 
vom 4. November 1936 (GBL DEK 1937, Seite 7), 

h) die Verordnung über die Versetzung von Geist­
lichen aus dienstlichen Gründen vom 18. März 1939 
(GBl. DEK, S. 13), 

i) die Verordnung über die Besetzung von Pfarrstel­
len durch die Kirchenbehörde vom 18. März 1939 
(GBl. DEK Seite 15), 

j) der •Erlaß des Evange"lischen Oberkirchenrats zur 
Durchführung der Verordnung des Leiters der Deut­
.sehen Evangelischen Kirchenkanzlei über den Ver­
lust der Rechte des geistlichen Standes vom 4. Juli 
1944 (GBL DEK Seite 38), 

k) die Notverordnung über die Versetzung von Geist­
lichen vom 7. Oktober 1947 (ABL EKD Seite 123). 

(2) Die Verordnung des Leiters der Deutschen Evan­
gelischen Kirchenkanzlei über den Verlust der Rechte 
des geistlichen Standes vom 14. April 1944 (GBl. DEK 
Seite 3) findet im Geltungsbereich des vorstehenden 
Gesetzes keine Anwendung. 

§ 76 

Aufrechterhaltene Vorschriften 

(1) Unberührt bleiben: 

a) das Kirchengesetz über die Wiederbesetzung von 
Pfarrstellen und Kirchenbeamtenstellen in beson­
deren Fällen vom 15. Mai 1952 (ABL EKD 1953 
Nr. 129), 

b) die Verordnung über die Wiederbesetzung von auf­
gegebenen Pfarrstellen vom 16. Oktober 1953 (ABL 
EKD 1954 Nr. 2), 

c) der Beschluß über die Amtstracht der kirchlichen 
Amtsträger vom 19. Oktober 1954 (ABL EKD Nr. 
222), 

d) die Verordnung betreffend verlassene Pfarrstellen 
vom 3. März 1959 (ABL EKD Nr. 50). 

(2) Solange die Verordnung über die Wiederbeset­
zung von aufgegebenen Pfarnstellen vom 16. Oktober 
1953 (ABl. EKD 1954 Nr. 2) gilt, darf der Inhaber einer 
Pfarrstelle ,im Währungsgebiet der Deutschen Noten­
bank, abweichend von den Bestimmungen des § 47 
Absatz 1 Satz 1 und des § 50 Absatz 2, sich nur dann 
um eine Pfarrstelle im Währungsgebiet der Deutschen 
Bundesbank bewerben oder die Berufung in eine solche 
Pfarrstelle annehmen, wenn seine Kirchenleitung zu­
stimmt. 

§ 77 

A usführungsbes-timm ungen 

(1) Die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes er­
forderlichen Bestimmungen erlassen die Gliedkirchen 
für ihren Bereich. Diese Ausführungsbestimmungen 
können die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes er­
gänzen. 

(2) Die Gliedkirchen können insbesondere bestim­
men, daß in diesem Kirchengesetz der Kirchenleitung 
2Jugewiesene Aufgaben und Befugnisse dem Konsisto­
rium (Landeskirchenamt) übertragen oder das Aufga­
ben des Konsistoriums (Landeskirchenamts) von der 
Kirchenleitung wahrgenommen werden. Die Gliedkir­
chen können ferner bestimmen, ob und in welchem 
Umfang ein Rechtsmittelverfahren an das für die Ent­
scheidung streitiger Verwaltungssachen zuständige Kir­
chengericht (Rechtsausschuß) oder eine andere kirch­
liche Stelle gegen aufgrund dieses Kirchengesetzes zu 
treffende Entscheidungen zugelassen werden soll. 

(3) Ausführungsbestimmungen, die für die im un­
mittelbaren Dienst der Evangelischen Kirche der Union 
stehenden Pfarrer (§ 71) oder für die Auslandspfarrer 
(§ 72) Geltung haben sollen, erläßt der Rat. 

Bekanntmachung der Neufassung des Hilfsdienstgesetzes 

Vom 16. März 1981 

Aufgrund von Artikel 3 des Kirchengesetzes zur 
Änderung des Pfarrerdienstgesetzes und des Hilfs­
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche der Union 
vom 15. Juni 1980 (ABI. EKD 1980 S. 375/KABL W. 
1981 S. 88) ist unter dem Datum vom 16. März 1981 
das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Ver­
hältnisse der Pastoren im Hilfsdienst in der Evan­
gelischen Kirche der Union (Hilfsdienstgesetz) in 
der ab 1. April 1981 geltenden Fassung bekanntge­
macht worden (ABI. EKD 1981 S. 190). 

Berücksichtigt sind 
a) das Hilfsdienstgesetz in der Fassung der Be­

kanntmachung vom 18. März 1975 (ABI. EKD 
1975S. 207, 

b) das Kirchengesetz zur Änderung des Hilfs­
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche der 
Union vom 15. Juni 1980 (ABI. EKD 1980 
S. 373/KABL W. 1981 S. 87) und 

c) das Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes und des Hilfs.dienstgesetzes der 

Evangelischen Kirche der Union vom 15. Juni 
1980 (ABI. EKD 1980 S. 375/KABL W. 1981 S. 88). 

Bielefeld, den 15. Juli 1981 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Dringenberg 

Az.: 25813/81/C 3-61 

Kirchengesetz 
über die dienstrechtlichen Verhältnisse 

der Pastoren im Hilfsdienst 
in der Evangelischen Kirche der Union 

(Hilfsdienstgesetz) 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hat 
gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union folgendes Kfrchengesetz be­
schlossen: 
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§ 1 

(1) Der Kandidat des P:fiarramtes tritt mit der Beru­
fung durch die Evangelische Kirche der Union oder 
eine ihrer Gliedkirchen in den Hilfsdienst der Kirche. 

(2) In den Hilfädienst soll nur berufen werden, wer 
sich im Glauben an das Evangelium gebunden weiß, 
die erforderlichen Gaben hat und sich eines Wandels 
befleißigt, wie er von einem Diener der Kirche erwar­
tet wird. Er muß 

a) vollberechtigtes Glied einer Gliedkirche der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland sein, 

b) gesund und frei von solchen Gebrechen sein, die 
ihn an der Ausübung des Amtes hindern, 

c) die nach den Kirchengesetzen über die Vorbildung 
der Pfarrer vorgeschriebene wissenschaftliche und 
prnktische Ausbildung durchlaufen und die theologi­
schen Prü:fiungen mit Erfolg abgelegt haben sowie 
ordiniert sein oder bereit sein, sich ordinieren zu 
lassen. 

§ 1 a 

(1) Das Hilfsdienstverhältnis wird durch die Aus­
händigung der Berufungsurkunde begründet. DJ.e Be­
rufung wird mit dem Tage der Aushändigung der Be­
rufungsurkunde wirksam, es sei denn; daß darin ein 
späterer Tag bestimmt 1st. Eine Berufung auf einen zu­
rückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit 
unwirksam. 

(2) Die Berufungsurkunde muß außer dem Namen, 
Geburtsdatum und -ort die ausdrückliche Erklärung 
enthalten, daß der Berufene zum Pastor im Hilfsdienst 
berufen wird. 

(3) Im übrigen finden auf die Berufung die §§ 11 
und 12 des Pfarrerdienstgesetzes entsprechende An­
wendung. 

§ 1 b 

Der Pastor im HilJisdienst wird ordiniert. Die Anord­
nung der Ordination wird nach gliedkirchlichem Recht 
geregelt. 

§ 2 

(1) Der Pastor ,im Hilfsdienst ist Geistlicher ,im Sinne 
der Gesetze. Er steht während der Dauer des Hilfsdien­
stes in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
besonderer Art. 

(2) Die ,K,irche gewährt ihm Schutz und Fürsorge in 
seinem Dienst und in seiner Stellung als Pastor im 
Hilfsdienst. 

(3) Soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas ande­
res ergibt, finden auf die dienstrechtlichen Verhältnisse 
des Pastors im Hilfsdienst die §§ 13 bi,s 46 a, 71 und 76 
Absatz 2 des P:fiarrerdienstgesetzes sinngemäß Anwen­
dung. 

§ 3 

(1) Der Hilfsdienst ist für die Da1..er von zwei Jahren 
Pflicht. Die Pflichtzeit kann aus besonderen Gründen 
bis auf ein Jahr gekürzt oder um höchstens zwei Jahre 
verlängert werden. Die genannten Fristen verlängern 
sich um die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, 
soweit nicht etwas anderes bestimmt wird. 

(2) Nach Erfüllung der Hilfsdienstpflicht entscheidet 
die Kirchenleitung über die Zuerkennung der Anstel­
lungsfähigkeit nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Pfarrerdienstgesetzes. 

§ 4 

(1) Nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
bleibt der Pastor im Hilfsdienst bis zur Berufung in ein 
Pfarramt im Hilfsdienst der Kirche. Diese Zeit soll in 
der Regel drei Jahre nicht überschreiten. 

(2) Das gliedkirchliche Recht }rnnn bestimmen, daß 
der Pastor im Hilfsdienst entlassen werden kann, wenn 
er bis zum Ablauf einer festzulegenden Höchstzeit nicht 
in ein Pfarramt berufen worden ist. 

§ 5 

Erklärt ein Pastor im Hilfsdienst nach Zuerkennung 
der Anstellungsfähigkeit auf ausdrücklichen Wunsch 
des Konsistoriums (Landeskirchenamtes, Landeskir­
chenrates) seine Bereitschaft, weiter im Hilfsdienst zu 
verbleiben, um einen Sonderauftrag zu erfüllen oder 
einem Notstand abzuhelfen, so ist er für diese Zeit hin­
sichtlich der Besoldung und Versorgung einem Pfarrer 
gleichzustellen. 

§ 6 

(1) Über die Verwendung des Pastors im Hilfsdienst 
beschließt das Konsistorium (Landeskirchenamt, Lan­
deskirchenrat) nach den Erfordernissen der kirchlichen 
Arbeit. Der Hilfsdienst kann jeden der Ausbildung 
eines Pfarrers entsprechenden kirchlichen Dienst um­
.fassen. Die Beauftragung mit einer kirchlichen Sonder­
aufgabe im In- oder Ausland ist nicht ausgeschlossen. 

(2) Der dem Pastor im Hilfsdienst erteilte Auftrag 
kann durch einen anderen ersetzt werden. 

§ 7 

(1) Wfrd der Pastor im Hilfsdienst mit der Verwal­
tung einer Pfarrstelle beauftragt oder in eine ständige 
Stelle für Pastoren im Hilfsdienst eingewiesen, so kann 
das gliedkirchliche Recht bestimmen, daß der Gemein­
dekirchenrat (das Presbyterium) zu hören ist. 

(2) Wird der Paistor im Hilfsdienst einem Pfarrer ~ur 
Hilfeleistung zugewiesen, so regelt eine Dienstordnung 
seine Aufgaben. Wenigstens ein Aufgabengebiet ist 
dem Pastor im Hilfsdienst in selbständiger Verantwor­
tung zu übertragen. 

(3) An kirchlichen Fortbildungskursen und Tagun­
gen hat der Pastor im Hilfsdienst nach Anweisung der 
Aufsichtsbehörde teilzunehmen. 

(4) Die Zugehörigkeit des Pastors im Hilfsdienst zum 
Gemeindekirchen-rat (Presbyterium), zum Pfarrkonvent 
und zur Kreissynode vichtet sich nach dem gliedkirch­
lichen Recht. 

§ 8 

(1) Der Pastor im Hilfsdienst ist in den Ruhestand 
zu versetzen, wenn er infolge Krnnkheit, Verletzung 
oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes 
Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist. 

(2) Nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit ist 
der Pastor im Hilfsdienst auch dann in den Ruhestand 
zu versetzen, wenn er aus anderen Gründen dienstun­
fähig geworden ist. Dies setzt voraus, daß er eine 
Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet hat. 
Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, ist er zu entlassen. 

(3) Vor Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann 
der Pastor dm Hilfsdienst unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 2 in den Ruhestand versetzt werden, 
anderenfalls ist er zu entlassen. 

(4) Im übrigen finden die Vorschriften des § 58 Ab­
sätze 1 und 2, des § 59 Absätze 2 bis 9 und des § 61 des 
Pfarrerdienstgesetzes entsprechende Anwendung. 
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§ 9 

(1) Das Dienstverhältnis des Pastovs im Hilfsdienst 
endet in der Regel durch Berufung in ein Pfarramt. 

(2) Das Dienstverhältnis endet femer - außer durch 
Tod- durch: 

Entlassung aus dem Dienst 
Ausscheiden aus dem Dienst 
Entfernung aus dem Dienst. 

§ 10 

(1) Der Fastor im Hilfsdienst kann vor Zuerken­
nung der Anstellungsfähigkeit entlassen werden, 

a) wenn ein Verhalten vorliegt, das bei einem Pfarrer 
eine im förmlichen Dis:1;iplinarverfahren zu verhän­
gende Disziplinarstrafe zur Folge hätte, 

b) wenn ihm die gedeihliche Führung eines Pfarr­
amtes nicht möglich ist oder 

c) wenn eine der Voraussetzungen für die Berufung 
in den Hilfsdienst nach § 1 Absatz 2 weggefallen 
ist. 

(2) Bei der Entlassung nach Absatz 1 Buchstaben b 
und c sind folgende Fristen einzuhalten: 
bei einer Dienstzeit als Pastor im Hilfsdienst 

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluß, 
von mehr als einem Jahr sechs Wochen zum Schluß 
des Kalendervfertelj ahres, 
von mehr als drei Jahren drei Monate zum Schluß 
des Kalendervierteljahres. 

(3) Vor der Entscheidung über die Entlassung ist der 
Pastor im Hilfsdienst zu hören. Die Entscheidung ist 
schriftlich zu begründen und dem Pastor im Hilfsdienst 
zuzustellen. 

(4) Gegen die Entscheidung über die Entlassung 
kann der Pastor im Hilfsdienst binnen einem Monat 
nach Zustellung bei der Kirchenleitung Beschwerde er­
heben. Die Zurückweisung der Beschwerde unterliegt 
der kirchengerichtlichen Nachprüfung. Näheres be­
stimmt das gliedkirch1iche Recht. 

(5) Im Falle der Entlassung wird ein Übergangsgeld 
nach Maßgabe besonderer gliedkirchlicher Bestimmun­
gen gewährt. Hat die Hilfsdienstzeit länger als zehn 
Jahre gedauert, so kmnn ein widerruflicher Unterhalts­
beitrag bewilligt werden. 

§ 11 

Im übrigen gelten für die Entlassung, das Ausschei­
den und die Entfernung aus dem Dienst sowie ihre 
Rechtsfolgen die §§ 63 biis 69 des Pfarrerdienstgesetzes 
sinngemäß. 

§ 12 

In den Hilfsdienst kann auch ein Bewerber berufen 
werden, dem die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer ge­
mäß den §§ 3 bis 5 des Pfarrerdienstgesetzes zuer­
kannt worden ist, solange er noch nicht in eine Pfarr­
stelle berufen ist. 

§ 13 

Für den Pastor im Hilfsdienst finden die §§ 61 a und 
61 b des Pfarrerdienstgesetzes mit <ler Maßgabe ent­
sprechende Anwendung, daß an die Stelle des Warte­
standes die Beurlaubung ohne Dienstbezüge tritt. Die 
Zeit einer solchen Beurlaubung wird auf die Pflichtzeit 
(§ 3) nicht angerechnet. Wird der Pastor im Hdlfsdienst 
in einem eingeschränkten Dienstverhältnis verwendet, 
so kann die regelmäßige Pilichtzeit um höchstens zwei 
Jahre verlängert werden. 

§ 13 a 

Aus besonderen Gründen kann ein Pastor im Hilfs­
dienst in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis be­
schäftigt werden. § 73 a Satz 2 des Pfarrerdienstgeset­
zes findet sinngemäß Anwendung. 

§ 14 

(1) Der Rat kann auf Antrag mehrerer Gliedkirchen 
für deren Bereich gemeinsame Ausführungsbestim­
mungen erlassen. 

(2) Soweit Gliedkirchen von der in Absatz 1 vorge­
sehenen Möglichkeit keinen Gebrauch machen, erlassen 
sie die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erfor­
derlichen Bestimmungen jeweils für ihren Bereich. 
§ 77 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Pfarrerdienstge­
setzes findet entsprechende Anwendung. Wo gemein­
same Voraussetzungen gegeben sind, sollen die Glied­
kirchen überei<nstimmende Regelungen gemäß Artikel 
8 Satz 1 der Ordnung der Evangelischen Kirche der 
Union anstreben. 

§ 15 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische 
Kirche der Union am 1. April 1968 in Kraft. 

(2) Für die Gliedkirchen wird es vom Rat in Kraft 
gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes tre­
ten alle entgegenstehenden Bestimmungen außer Kraft, 
insbesondere das Kirchengesetz über die Verwendung 
der Kandidaten des Pfarramtes im Hil.fJSdienst der Kir­
che vom 4. März 1930 (KGVBI. S. 113) und die §§ 17, 
18 und 19 Absätze 1, 2 und 4 des Kirchengesetzes be­
treffend die Vorbildung und Anstellung von Pfarrvika­
rinnen in der Evangelischen Kirche der Union vom 
15. Januar 1952/22. April 1953 (ABI. EKD 1953 Nr. 101). 

Bekanntmachung der Neufassung des Kirchenbeamtengesetzes 

Vom 16. März 1981 

Aufgrund von Artikel 2 des Kirchengesetzes zur 
Änderung des Kirchenbeamtengesetzes der Evan­
gelischen Kirche der Union vom 15. Juni 1980 (ABI. 
EKD 1980 S. 376/KABl. W. 1981 S. 90) ist unter dem 
Datum vom 16. März 1981 das Kirchengesetz über 
die Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamten (Kir­
chenbeamtengesetz) in der ab 1. April 1981 gelten­
den Fassung bekanntgemacht worden (ABI. EKD 
1981 S. 192). 

Berücksichtigt sind 

a) das Kirchenbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. März 1975 (ABI. EKD 
1975 s. 195), 

b) die Verordnung zur Änderung des Pfarrer­
dienstgesetzes und des Kirchenbeamtengeset­
zes der Evangelischen Kirche der Union vom 
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5. Juli 1977 (ABI. EKD 1977 S. 375/KABl. W. 1978 8. Abschnitt: 

S. 34), 'Obergangs- und Schlußbestimmungen §§ 71-74 
c) die Verordnung zur Änderung des Kirchenbe­

amtengesetzes vom 8. Mai 1979 (ABl. EKD 1979 
S. 361/KABl. W. 1980 S. 18) und 

d) das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenbe­
amtengesetzes der Evangelischen Kirche der 
Union vom 15. Juni 1980 (ABL EKD 1980 
S. 376/KABL W. 1981 S. 90). 

Bielefeld, den 15. Juli 1981 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Dringenberg 

Az.: 25814/81/A 7-01 

Kirchengesetz 
über die Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamten 

(Kirchenbeamtengesetz) 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Der Dienst des Kirchenbeamten ,steht unter dem Auf­
trag, den die Kirche von ihrem Herrn Jesus Christus 
erhalten hat. 

§ 2 

(1) Kirchenbeamter im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
von 

a) der Evangelischen Kirche der Union, 
b) einer ihrer Gliedkirchen, 
c) einem Kirchenkreis, einer Kirchengemeinde oder 

einem aus solchen Körperschaften gebildeten Ver­
band 
oder 

d) einer sonstigen kirchlichen Körperschaft, Anstalt 
oder Sti.ftung des öffentlichen Rechts 

1. Abschnitt: 

Allgemeine Bestimmungen 

zum Kirchenbeamten berufen worden ist. Der von 
einer in Satz 1 Buchstabe c) genannten Körperschaft 

§§ 1- 5 berufene Kirchenbeamte ist Kirchengemeindebeamter. 

2. Abschnitt: 

Die Begründung des Kirchenbeamtenver-
hältnisses §§ 6-13 

3. Abschnitt: 

Das Amt des Kil:chenbeamten §§ 14-31 

l. Allgemeines §§ 14-15 

2. Amtsbezeichnungen § 16 

3. Beschränkung bei Vornahme von Amts-
handlungen §§ 17-18 

4. Arbeitszeit, Urlaub und Wohnung §§ 19-25 

5. Amtsverschwiegenheit § 26 

6. Nebentätigkeit §§ 27-29 

7. Belohnungen und Geschenke § 30 

8. Verhalten außerhalb des Amtes § 31 

4. Abschnitt: 

Sicherung der rechtlichen Stellung des 
Kirchenbeamten §§ 32-38 

5. Abschnitt: 

Dienstaufsicht, Haftung und Disziplinar-
recht §§ 39-41 

6. Abschnitt: 

Veränderung des KirchenbeamtenverhäU­
nisses 

1. Versetzung, überführung und Abord­
nung 

2. Wartestand 
3. Ruhestand 

7. Abschnitt: 

Beendigung des Kirchenbeamtenverhält­
nisses 

1. Widerruf 
2. Zeitablauf 
3. Entlassung aus dem Dienst 
4. Entfernung aus dem Dienst 

§§ 42-62 

§§ 42-45 
§§ 46-53 
§§ 54-62 

§§ 63-70 

§ 64 
§ 65 

§§ 66-69 
§ 70 

(2) Das Kirchenbeamtenverhältnis ist ein öffentlich­
rechtliches Dienst- und Treueverhältnis. 

§ 3 

(1) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur be­
rufen werden, wer der evangelischen Kirche angehört, 
sich zu Wort und Sakrament hält, einen guten Ruf hat 
und willens ist, die sich aus diesem Kirchengesetz er­
gebenden Pflichten zu erfüllen. 

(2) Der Kirchenbeamte muß bei seiner Berufung kör­
perlich und geistig leistungsfähig sein und die für seine 
Laufbahn vorgeschriebene oder übliche fachliche Vor­
bildung nachweisen. Ln zwJngenden Fällen kann aus­
nahmsweise mit Zustimmung der obersten Dienstbe­
hörde zum Kirchenbeamten berufen werden, wer die 
erforderliche fachliche Eignung durch Lebens- und Be­
rufserfahrung erworben hat. 

(3) Regelungen über die Laufbahnen der Kirchenbe­
amten ,und die Art ihrer Vorbildung werden in Ausfüh­
rungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz getroffen. 

§ 4 

(1) Die Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis 
ist zulässig zur Wahrnehmung eines Dienstes von be­
sonderer kirchlicher Verantwortung. Der Kirchenbe­
amte kann haupt- oder nebenamtlich berufen werden. 

(2) Zum Kirchenbeamten im Hauptamt kann berufen 
werden 

a) auf Lebenszeit, wer dauernd für Aufgaben im 
Sinne des Absatzes 1 verwendet werden soll, 

b) auf Zeit, wer für Aufgaben im Sinne des Absat­
zes 1 für eine bestimmte Zeit verwendet werden 
soll, 

c) auf Probe, wer zur späteren Verwendung als Kir­
chenbeamter auf Lebenszeit eine Probezeit ableisten 
soll, 

d) auf Widerruf, wer den vorgeschriebenen oder üb­
lichen Vorbereitungsdienst ableisten oder vorüber­
gehend .für Aufgaben im Sinne des Absatzes 1 ver­
wendet werden soll. 

(3) Die Berufung zum Kirchenbeamten .im Nebenamt 
ist zulässig 
a) auf Lebenszeit, 
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b) auf Zeit, 
c) auf Widerruf, 
d) für die Dauer der Bekleidung eines bestimmten 

anderen Amtes. 

(4) Zum Kirchenbeamten auf Lebenszeit darf nur be­
rufen werden, wer das siebenundzwanzigste Lebens­
j-ahr vollendet hat. 

(5) Der Kirchenbeamte auf Probe ist spätestens nach 
Ablauf einer Probezeit von fünf Jahren, gerechnet vom 
Tage der Berufung zum Kirchenbeamten auf Probe, je­
doch nicht vor Vollendung des siebenundzwanzigsten 
Lebensjahres, zum Kirchenbeamten auf Lebenszeit zu 
berufen, andernfalls unter Einhaltung einer Frist von 
sechs Wochen zu diesem Termin zu entlas,sen. 

§ 5 

(1) Oberste Dienstbehörde ist .für die Kirchenbeam­
ten •der Evangeliischen Kirche der Union der Rat der 
Evangelischen Kirche der Union, für die übrigen Kir­
chenbeamten die Kirchenleitung ihrer Gliedkirche, so­
weit nicht das Recht der Gliedkirche anders bestimmt. 

(2) Dienstvorgesetzter ist, wer für beamtenrechtliche 
Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten 
der ihm nachgeordneten Beamten zuständig ist. Vorge­
setzter ist, wer einem K-irchenbeamten für seine dienst­
liche Tätigkeit Wetsungen erteilen kann. Wer Dienst­
vorgesetzter und wer Vorgesetzter ist, bestimmt sich 
nach dem Aufbau der kirchlichen Verwaltung. 

2. Abschnitt 

Die Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

§ 6 

(1) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die 
Aushändigung der Berufungsurlmnde begründet. 

(2) Die Berufung wird, wenn nicht in der Berufungs­
urkunde -ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist, 
mit dem '.flage der Aushändigung der Berufungsurkun­
de wirksam. Ei,ne Benufung auf einen zurückliegenden 
Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirksam. 

(3) Die Berufungsurkunde muß die Worte „unter Be­
rufung in das Kirchenbeamtenverhältnis" mit dem Zu­
satz „auf Lebenszeit", ,,auf Probe", ,,auf Widerruf" 
und bei Kirchenbeamten im Nebenamt den Zusatz „i.m 
Nebenamt" enthalten. In der Berufungsurkunde eines 
auf Zeit berufenen Kirchenbeamten muß die Zeit ange­
geben werden, für die er berufen ist. Bei Verleihung 
eines Amtes soll die Berufungsurkunde außerdem die 
Amtsbezeichnung des Kirchenbeamten angeben. 

(4) Wird die Überführung des Kirchenbeamten ge­
mäß Artikel 18 Absatz 4 der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union vorbehalten, so muß dieser 
Vorbehalt in die Berufungsurkunde aufgenommen wer­
den. 

§ 7 

Die Beamten der Kirchenkanzlei der .l!:vangelischen 
Kirche der Union werden vom Rat berufen. Für be­
stimmte Gruppen der Beamten der Kirchenkanzlei 
kann der Rat die Befugnis zur Berufung im Rahmen 
des Stellenplans auf die Kirchenkanzlei übertragen. 
Die Zuständigkeit zur Berufung der übrigen Kirchenbe­
amten richtet sich nach dem Recht der Gliedkirchen. 

§ 8 

Der Kirchenbeamte hat vor erstmaliger Aushändi­
gung einer Berufungsurkunde folgendes Gelöbnis abzu­
legen: 

Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten kirch­
lichen Dienst gemäß den Ordnungen der Kirche 

auszuüben, die mir obliegenden Pflichten treu und 
gewissenhaft zu erfüllen und mich in und außer 
dem Dienst so zu verhalten, wie es einem Kirchen­
beamten geziemt. 

§ 9 

(1) Die Berufung zum Kirchenbeamten ist nichtig, 
wenn 

a) die Berufung von einer unzuständigen Stelle aus­
gesprochen wurde, 

b) der Berufene zur Zeit der Berufung entmündigt 
war. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe a) kann die 
Ber.ufung von der zuständigen Stelle rückwirkend be­
stäUgt werden. 

§ 10 

(1) Die Berufung ,ist 2iurückzunehmen, wenn 

a) sie durch Zwang, Drohung, arglistige Täuschung 
oder Bestechung herbeigeführt wurde, 

b) nicht bekannt war, daß der Berufene ein Verbre­
chen oder Vergehen begangen hatte, das ihn der Be­
rufung in das Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig 
erscheinen läßt. 

(2) Die Berufung kann zurückgenommen werden, 
wenn 

a) der Berufene vor der Berufung gegenüber dem 
Dienstvorgesetzten oder der Dienstbehörde schuld­
haft unrichtige Angaben über seine Kirchenzuge­
hörigkeit, über einen früheren Austritt aus der Kir­
che oder einen Übertritt in eine andere Religions­
gemeinschaft oder über seine fachliche Vorbildung, 
insbesondere über die von ihm abgelegten Prüfun­
gen, oder über seine Ordination (Vokation) im kirch­
lichen Dienst gemacht und bis zur Berufung nicht 
berichtigt hatte, 

b) nicht bekannt war, daß det Berufene in einem 
rechtlich geordneten Verfahren aus dem kirchlichen 
oder einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienst 
entfernt worden war oder ihm die Versorgungsbe­
züge oder die in der Ordination (Vokation) ver­
liehenen Rechte aberkannt worden waren, 

c) bei einem nach seiner Berufung Entmündigten die 
Voraussetzungen für die Entmündigung im Zeit­
punkt der Berufung vorlagen. 

§ 11 

(1) Der Dienstvorgesetzte hat, sobald er von einem 
Nichtigkeitsgrund gemäß § 9 Absatz 1 oder von einem 
Rücknahmegrund gemäß § 10 Absatz 1 Kenntnis er­
langt, dem Berufenen sofort jede weitere Führung der 
Dienstgeschäfte zu verbieten, bei Nichtigkeit nach § 9 
Ahsatz 1 Buchstabe a) erst dann, wenn die zuständige 
Stelle es abgelehnt hat, die Berufung zu bestätigen. Die 
Nichtigkeit der Berufung ist durch die oberste Dienst­
behörde festzustellen. Diese ist auch für die Rück­
nahme der Berufung zuständig. 

(2) In den Fällen des § 10 Absatz 2 kann di.e oberste 
Dienstbehörde die Berufung nur innerhalb von sechs 
Monaten zurücknehmen, nachdem sie von der Beru­
fung und dem Rücknahmegrund Kenntnis erlangt hat. 
Sie hat dem Berufenen Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(3) Die Rücknahme der Berufung oder die Feststel­
lung der Nichtigkeit ist dem Berufenen unter Angabe 
der Gründe nach § 72 bekanntzugeben. 

§ 12 

Gegen die Entscheidungen der obersten Dienstbe­
hörde kann der Betroffene innerhalb eines Monats 
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Klage bei dem für die Entscheidung streitiger Verwal­
tungssachen zuständigen Kirchengericht (Rechtsaus­
schuß) erheben. 

§ 13 

Die Nichtigkeit und die Rücknahme der Berufung 
haben die Wirkung, daß ein Kirchenbeamtenverhältnis 
nicht bestanden hat. Amtshandlungen, die der Beru­
fene bis zu dem Verbot nach § 11 Absatz 1 oder bis zur 
Mitteilung der Rücknahme nach § 11 Absatz 2 ausge­
führt hat, sind nicht deshalb unwirksam, weil die Be­
rufung nichtig oder zurückgenommen worden ist. Die 
gezahlten Dienstbezüge können belassen werden. 

3. Abschnitt 

Das Amt des Kirchenbeamten 

1. Allgemeines 

§ 14 

(1) Der Kirchenbeamte hat seine volle Arbeitskraft 
der Kirche 21ur Verfügung zu stellen, alle Obliegenhei­
ten des ihm übertragenen Amtes gewissenhaft und un­
eigennützig wahrzunehmen und sich in und außer dem 
Dienst seinem Gelöbnis entsprechend zu verhalten. 

(2) Der Kirchenbeamte hat seine Vorgesetzten zu be­
raten und zu unterstützen. Er i,st verpflichtet, die von 
ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und ihre 
allgemeinen Richtlinien zu befolgen, sofern es sich 
nicht um Fälle handelt, in denen er nach besonderer 
gesetzlicher Vorschrift an Weisungen nicht gebunden 
und nur dem Gesetz unterworfen ist. 

§ 15 

(1) Der Kirchenbeamte ist für die Rechtmäßigkeit 
seiner dienstlichen Handlungen persönlich verantwort­
lich. 

(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher 
Anordnungen hat der Kirchenbeamte unverzüglich bei 
seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. 
Wird die Anordnung aufrechterhalten, so hat sich der 
Kirchenbeamte, wenn seine Bedenken gegen ihre 
Rechtmäßigkeit .fortbestehen, an den nächsthöheren 
Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt dieser die Anord­
nung schrift1ich, so muß der Kirchenbeamte, sofern 
nicht das ihm aufgetragene Verhalten strafbar und die 
Strafbarkeit für ihn erkennbar ist, die Anordnung aus­
führen. Von der eigenen Verantwortung ist er in die­
sem Fall befreit. 

(3) Verlangt der unmittelbare Vorgesetzte die sofor­
tige Ausführung der Anordnung mit der Begründung, 
daß nach seiner Überzeugung Gefahr im Verzuge be­
stehe und die Entscheidung der nächsthöheren Vorge­
setzten, nicht rechtzeitig herbeigeführt werden könne, 
so gelten Absatz 2 Sätze 3 und 4 entsprechend. 

(4) Ein Kirchengemeindebeamter genügt seiner 
Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, wenn er seine Bedenken 
demjenigen Organ vorträgt, das seinen Dienstgeber im 
Rechtsverkehr vertritt. 

2. Amtsbezeichnungen 

§ 16 

(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamten der 
Ev.angelilschen Kiirche der Union werden vom Rat be­
stimmt. Die Zuständigkeit zur Bestimmung der Amts­
bezeichnung der übrigen Kirchenbeamten richtet sich 
nach dem Recht der Gliedkirchen. 

(2) Kirchenbeamte im Wartestand führen den Zusatz 
„im Wartestand" (i. W.), Kirchenbeamte ,im Ruhestand 
führen den Zusatz „im Ruhestand" (i. R.) zu ihrer bis­
herigen Amtsbezeichnung. Wartestandsbeamte und 

Ruhestandsbeamte, denen ein neues Amt übertragen 
wird, erhalten die Amtsbezeichnung des neuen Amtes; 
gehört das neue Amt nicht zu einer Besoldungsgruppe 
mit mindestens demselben Endgrundgehalt wie das 
bisherige Amt, so dürfen sie neben der neuen Amtsbe­
zeichnung die des früheren Amtes mit den Zusatz „im 
Wartestand" oder „im Ruhestand" führen. 

3. Beschränkung der Vornahme 
von Amtshandlungen 

§ 17 

(1) Der Kirchenbeamte darf mit Ausnahme der geist­
lichen Amtshandlungen keine amtliche Tätigkeit aus­
üben, die sich gegen ihn selbst oder einen Angehörigen 
Dichten oder sich zu seinen eigenen Gunsten oder zu­
gunsten eines Angehörigen auswirken würde. 

(2) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 sintl Perso­
nen, zu deren Gunsten dem Kirchenbeamten wegen 
familienrechtlicher Beziehungen nach dem kirchlichen 
Disziplinarrecht das Zeugnisverwetgerungsrecht zu­
steht. 

(3) Besondere Vol'schriften, nach denen der Kirchen­
beamte von einzelnen Amtshandlungen a1.JSgeschlossen 
ist, bleiben unberührt. 

§ 18 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr be­
stimmte Behörde kann einem Kirchenbeamten aus 
zwingenden dienst1ichen Gründen die Führung seiner 
Dienstgeschäfte verbieten. Das Verbot erHscht, wenn 
nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen den Kir­
chenbeamten das förmliche Disziplinarverfahren oder 
ein auf Rücknahme der Berufung oder auf Verände­
rung oder auf Beendigung des Kirchenbeamtenverhält­
niisses gerichtetes Verfahren eingeleitet worden ist. 

(2) Der Kirchenbeamte ist vor Erlaß des Verbotes zu 
hören, soweit dies, ohne die zu treffende Entscheidung 
zu verzögern, möglich ist. 

4. Arbeitszeit, Urlaub und Wohnung 

§ 19 

(1) Der Dienstvorgesetzte bestimmt die Arbeitszeit 
vorbehaltlich alllgemeiner Weisungen der obersten 
Dienstbehörde. 

(2) Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, auch über die 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus ohne Entschädigung 
Dienst zu leisten, wenn die dienstlichen Verhältnisse es 
erfordern und der Kirchenbeamte ruicht dauernd über­
bürdet wird. Wird er dadurch erheblich mehr bean­
~prucht, so ist lhm Dienstbefreiung in angemessener 
Zeit zu gewähren. 

§ 20 

Der Kirchenbeamte darf dem Dienst nur mit Zustim­
mung des Dienstvorgesetzten fernbleiben. Dienstun­
fähigkeit wegen Krankheit ist unverzüglich dem 
Dienstvorgesetzten anzuzeigen und auf Verlangen nach­
zuweisen. 

§ 21 

(1) Dem Kirchenbeamten steht alljährlich ein Erho­
lungsurlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge zu. 

Die Dauer -des Erholungsurlaubs regelt für die Kir­
chenbeamten der Evangelischen Kirche der Union der 
Rat, für die übrigen Kirchenbeamten das nach dem 
Recht der jeweilrigen Gliedkirche zuständige Organ. 
Über die Gewährung eines ärztlich empfohlenen Gene­
sungsurlaubs und über dessen Anrechnung auf den Er­
holungsurlaub entscheidet der Dienstvorgesetzte. 
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(2) Zur Ausübung des Amtes alJS Mitglied verfas­
sungsmäßiger kirchlicher Organe bedarf der Kirchen­
beamte keines Urlaubs. Muß er zur Ausübung eines 
solchen Amtes dem Dienst fernbleiben, so hat er dies 
dem Dienstvorgesetzten vorher anzuzeigen. 

(3) Bei einem nicht unter Absatz l fallenden Urlaub 
kann durch die oberste Dienstbehörde völliger oder 
teilweiser Fortfall der Dienstbezüge angeordnet wer­
den. 

§ 22 

(1) Bleibt der Kirchenbeamte ohne Genehmigung 
schuldhaft dem Dienst fern, so verliert er für die Zeit 
des Fernbleibens den Anspruch auf Dienstbezüge. Die 
Dienstbehörde stellt den Verlust der Dienstbezüge fest 
und teilt dies dem Kirchenbeamten mit. 

(2) Der Kirchenbeamte kann innerhalb von zwei Wo­
chen nach Zustellung der Mitteilung die Entscheidung 
der Disziplinarkammer (Rechtsausschuß) beantragen. 
Die Disziplinarkammer (Rechtsausschuß) hat rue etwa 
erforderlichen Ermittlungen vorzunehmen; sie (er) ent­
scheidet durch Beschluß endgültig. 

(3) Der Verlust' der Dienstbezüge schließt Disziplinar­
maßnahmen nicht aus. 

§ 23 

(1) Der Kirchenbeamte kann mit seiner Zustimmung 
zu einer Dienstleistung bei der Evangelischen Kirche 
in De.utschland oder einer ihrer Gliedkirchen, bei einer 
mit der Eva,ngelischen Kirche in Deutschland oder 
einer ihrer Gliedkirchen in Beziehung stehenden, 
kirchlichen Zwecken dienenden Körperschaft, bei den 
Organen kirchlicher Zusammenschlüsse oder zu einem 
sonstigen von der Dienstbehörde gebilligten Dienst 
unter Fortdauer des Kirchenbeamtenverhältnisses ohne 
Dienstbezüge bis zur Höchstdauer von fünf Jahren be­
urlaubt werden. Die Beurlaubung kann aus wichtigen 
Gründen über diesen Zeitpunkt hinaus verlängert wer­
den. 

(2) In beson<leren Fällen kann der Kirchenbeamte 
auf seinen Antrag oder mit seiner Zustimmung ohne 
Befristung beurlaubt werden. 

(3) Dem Kirchenbeamten bleiben während der Beur­
laubung unbeschadet der Vorschriften des Besoldungs­
und Versorgungsrechts alle Rechte und Anwartschaf­
ten mit Ausnahme des Anspruchs auf die Dienstbezüge 
so gewahrt, als ob er nicht beurlaubt worden wäre. 

(4) Der beurlaubte Kirchenbeamte untersteht unbe­
scha<let eines neu eingegangenen Dienstverhältnisses 
der Dienstaiufsicht und dem Disziplinarrecht seines bis­
herigen Dienstgebera. 

§ 24 

(1) Der Kirchenbeamte hat seine Wohnung tunlichst 
so zu nehmen, daß er in der ordnungsgemäßen Wahr­
nehmung seiner Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt 
wird. 

(2) Die Dienstbehörde kann ihn, wenn die dienst­
lichen Verhältnisse es erfordern, anweisen, nach Maß­
gabe der gegebenen Möglichkeiten seine Wohnung in­
nerhalb bestimmter Entfernung von seiner Dienststelle 
zu nehmen oder eine geeignete Dienstwohnung zu be­
ziehen. 

§ 25 

Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es erfor­
dern, kann der Kirchenbeamte von dem Dienstvorge­
setzten angewiesen werden, sich auch während der 
dienstfreien Zeit in •der Nähe des Dienstortes erreich­
bar aufzuhalten. 

5. Amtsverschwiegenheit 

§ 26 

(1) Der Kirchenbeamte hat über die ihm bei Aus­
übung seines Amtes bekanntgewordenen Angelegen­
heiten Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies ihrer 
Natur nach erforderlich oder durch Dienstvorschrift 
angeordnet ist. Der Verschwiegenheitspflicht unterliegt 
der Kirchenbeamte auch nach Beendigung des Kirchen­
beamtenverhältnisses. 

(2) Der Dienstvorgesetzte kann den Kirchenbeamten 
im Einzelfall von der Verpflichtung zur Amtsverschwie­
genheit befreien. 

(3) Der Kirchenbeamte hat, auch nach Beendigung 
des Kirchenbeamtenverhält!üsses, amtliche Schrift­
stücke und Gegenstände aller Art herauszugeben. Die 
gleiche VerpfHchtung trifft seine Hinterbliebenen und 
Erben. 

6. Nebentätigkeit 

§ 27 

(1) Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Dienstvorgesetzten eine Nebentätigkeit (Nebenamt 
oder Nebenbeschäftigung) auch ohne Vergütung zu 
übernehmen, sofern diese Tätigkeit im kirchlichen 
Interesse liegt, seiner Vorbildung und seinem Amt ent­
spricht iund ihn nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 
Notwendige Bavauslagen werden ersetzt. 

(2) Der Kirchenbeamte, der aus seiner Tätigkeit im 
Sinne des Absatzes 1 haftbar gemacht wird, hat gegen 
den Dienstgeber Anspruch auf Ersatz des ihm entstan­
denen Schadens. 

(3) Tritt der Kirchenbeamte in den Warte- oder 
Ruhestand oder endet das Kirchenbeamtenverhältnis, 
so enden, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt 
wivd, auch die Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, 
die dem Kirchenbeamten im Zusammenhang mit sei­
nem Hauptamt übertragen worden sind. 

§ 28 

(1) Der Kirchenbeamte bedarf, soweit er nicht zur 
Übernahme verpflichtet i.st, der vorherigen Genehmi­
gung seines Dienstvorgesetzten 

a) zur Übernahme eines Nebenamtes, einer Vormund­
schaft, Pflegschaft, Beistandschaft oder Testaments­
vol1streckung, 

b) zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung gegen 
Vergütung, 2lU einer gewerblichen Tätigkeit, zur Mit­
arbeit in einem Gewerbebetrieb oder zur Ausübung 
eines freien Berufes, 

c) 21um Eintritt in ein Organ eines Wirtschaftsunter­
nehmens oder zur Übernahme einer Treuhänder­
schaft. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 
zu besorgen i,st, daß die Nebentätigkeit die dienstlichen 
Leistungen oder die Unbefangenheit des Kirchenbe­
amten beeinträchtigen oder andere kirchliche inter­
essen verletzen wül'de. Ergibt sich ein solcher Nachteil 
er.st nach der Genehmigung, so ist ,diese zu widerrufen. 

§ 29 

(1) Nicht genehmigungspflichtig ist 

a) eine schriftstellerische, wi-ssenschaftliche. künstle­
rische oder Vortragstätigkeit, 

b) eine mit Lehr- und Fonschungsaufgaben zusam­
menhängende selbständige Gutachtertätigkeit, 

c) eine Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen 
in Arbeitsgemeinschaften oder Selbsthilfeeinrich­
tungen der kirch1ichen Mitarbeiter. 
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(2) Die dienstliche Verantwortung des Kirchenbe­
amten bleibt unberührt. Der Dienstvorgesetzte hat 
Mißbräuchen entgegenzutreten. 

7. Belohnungen und Geschenke 

§ 30 

Der Kirchenbeamte darf Belohnungen und Geschen­
ke in bezug auf sein Amt nicht annehmen. Ausnahmen 
bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung des Dienst­
vorgesetzten. 

8. Verhalten außerhalb des Amtes 

§ 31 

(1) Der Kirchenbeamte darf mit Rücksicht auf seine 
Treuepflicht gegenüber der Kirche keiner Körperschaft 
oder Personenvereinigung angehören oder förderlich 
sein, deren Zielsetzung oder Betätigung der Kirche ab­
träglich i'st. Die oberste Dienstbehörde hat das Recht, 
dem Kirchenbeamten Rat und Weisung zu geben. 

(2) Der Kirchenbeamte hat bei politischer Betätigung 
die Mäßigung und Zurückhaltung zu üben, welche die 
Rücksichtnahme auf .sein kirchliches Amt gebieten. 

4. Abschnitt 

Sicherung der rechtlichen Stellung 
des Kirchenbeamten 

§ 32 

Der K!irchenbeamte genießt bei seinen amtlichen Ver­
rjchtungen und in seiner Stellung als Kirchenbeamter 
Schutz 'Uild Fürsorge der Kirche, insbesondere seines 
Dienstgebers. Die Fürsorge um:llaßt auch die Sorge für 
die Fortbildung des Kirclienbeamten. 

§ 33 

(1) Der Kirchenbeamte hat Anspruch auf angemesse­
nen Unterhalt. 

(2) Der Unterhalt wird insbesondere gewährt durch 
die Zahlung von Dienst-, Wartestands-, Ruhestands­
und Hinterbliebenenbezügen -sowie von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen. 

§ 34 

(1) Die Dienst- und Versorgungsbezüge werden be­
sondens geregelt. 

(2) Werden die Dienstbezüge der Kirchenbeamten 
allgemein oder für einzelne Laufbahngruppen erhöht 
oder vermindert, so sind von demselben Zeitpunkt an 
auch die Versorgungsbezüge entsprechend zu regeln. 

(3) Auf laufende Dienst- und Versorgungsbezüge 
kann weder ganz noch teilweise ver2iichtet werden. 

(4) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, 
die dem Kirchenbeamten eine höhere als nach dem Be­
soldungsrecht zulässige Besoldung oder eine über die­
ses Gesetz htnaiusgehende Versorgung verschaffen sol­
len, sind unzulässig. Das gleiche gilt für Versicherungs­
verträge, die zu diesem Zweck abgeschlossen werden 
sollen. 

§ 35 

Der Kirchenbeamte hat Anspruch auf Reise- und Um­
zugskostenvergütung sowie auf Trennungsentschädi­
gung nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmun­
gen. 

§ 36 

Vor gerichtlicher Geltendmachung vermögensrecht­
licher Ansprüche ,aus dem Dienstverhältnis ist die Ent­
scheidung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr 

beauftragten Stelle einzuholen. Einern ablehnenden Be­
scheid steht es gleich, wenn die 2'Juständige Stelle inner­
halb von drei Monaten, nachdem ihr der Antrag zuge­
gangen isst, nicht entschieden hat. 

§-37 

(1) Der Kirchenbeamte kann Anträge und - unbe­
schadet anderer beson'Clers vorgesehener Rechtsbehel­
fe - Beschwerden vorbringen; hierbei hat er den 
Dienstweg einzuhalten. Der Beschwerdeweg steht bis 
zur obensten Dienstbehörde offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den unmittel­
baren Vorgesetzten, so kann sie bei dem nächsthöheren 
Vorgesetzten unmittelbar eingereicht werden. 

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir­
kung. 

§ 38 

(1) Der Kirchenbeamte hat, auch nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses, das Recht auf Einsicht in seine 
Personalakten. über das Recht auf Einsicht in die Aus­
bildungs- und Prüfungsakten bestimmt das gliedkirch­
liche Recht. 

(2) In die Personalakten des Kirchenbeamten dürfen 
ungünstige Tatsachen erst eingetragen werden, wenn 
er Gelegenheit gehabt hat, sich über sie zu äußern. Die 
Äußerung ist in die Personalakten mit aufzunehmen. 
Dienstliche Beurteilungen werden hiervon nicht be­
rührt. 

(3) Soweit eine andere Landeskirche nach ihrem 
Recht keine Personalakteneinsicht gewährt, darf Ein­
sicht in den bei ihr entstandenen Teil der Personal­
akten nur mit ihrer Zustimmung gewährt werden. 

5. Abschnitt 

Dienstaufsicht, Haftung und Disziplinarrecht 

§ 39 

Die Dienstaufsicht über den Kirchenbeamten wird 
von der obersten Dienstbehörde und den Dienstvorge­
setzten ausgeübt. 

§ 40 

(1) Verletzt ein Kirchenbeamter schuldhaft die ihm 
obliegenden Pflichten, so hat er dem Dienstgeber, des­
sen Aufgaben er wahrgenommen hat, den daraus ent­
stehenden Schaden 2'JU ersetzen. Hat der Kirchenbeamte 
seine Amtspflicht .jn Ausübung des ihm anvertrauten 
Amtes verletzt, so hat er dem Dienstgeber den Schaden 
nur insoweit zu ersetzen, als ihm Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt. Haben mehrere Kirchen­
beamte gemeinschaftlich den Schaden verursacht, so 
haften sie als Gesamtschuldner. 

(2) Hat .der Dienstgeber einem anderen Schadener­
satz zu leisten, weil ein Ktrchenbeamter in Ausübung 
des ihm anvertrauten Amtes seine Amtspflicht verletzt 
hat, so hat der Kirchenbeamte dem Dienstgeber den 
Schaden nur insoweit zu ensetzen, als ihm Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 können nur inner­
halb von drei Jahren von dem Zeitpunkt an, an dem 
der Dienstgeber von dem Schaden und der Person des 
Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht 
auf diese Kenntnis innerhalb von zehn Jahren von der 
Begehung der Handlung an, geltend gemacht werden. 
Für die Geltendmachung von Ansprüchen nach Ab­
satz 2 beträgt die Frist drei Jahre von dem Zeitpunkt 
an, an dem der Ersatzanspruch des Dritten diesem ge­
genüber von dem Dienstgeber anerkannt oder dem 
Dienstgeber gegenüber rechtskräftig festgestellt ist und 
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der Dienstgeber von der Pel\Son des Ersatzpflichtigen 
Kenntnis erlangt hat. 

(4) Leistet der Kirchenbeamte dem Dienstgeber Er­
satz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so ist der Ersatzanspruch an den Kirchenbe­
amten abzutreten. 

§ 41 

Die Verfolgung von Dienstvergehen wird durch das 
Disziplinarrecht geregelt. 

6. Abschnitt 

Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

1. Versetzung, Überführung 
und Abordnung 

§ 42 

Der Kirchenbeamte kann in eine andere Dienststelle 
desselben . Dienstgebers versetzt wevden, wenn ein 
dienstliches Bedürfnis hierfür vorliegt. Er ist vorher zu 
hören, wenn er die Versetzung nicht selbst beantragt 
hat. 

§ 43 

(1) Der Kirchenbeamte kann in den Dienst eines 
anderen Dienstgebers innerhalb der Evangelischen Kir­
che in Deutschland, der für das geistliche Amt ordi­
nierte Kirchenbeamte auch in ein Pfarramt überführt 
werden, wenn die beteiligten Dienstgeber es verein­
baren und entweder die Überführung des Kirchenbe­
amten in der Berufungsurkunde gemäß Artikel 18 Ab­
satz 4 der Ordnung der Evangelischen Kirche der 
Union vorbehalten ist oder der Kirchenbeamte zu­
stimmt. Erfolgt die Überführung aufgrund des Vorbe­
haltes, so ist der Kirchenbeamte vorher zu hören. Auf 
seinen Bekenntnisstand ist Rücksicht z:u nehmen. 

(2) Der Kirchenbeamte kann auch ohne seine Zustim­
mung und ohne Überführungsvorbehalt in den Dienst 
eines anderen Dienstgebers überführt werden, wenn 
seine Dienststelle durch Kirchengesetz oder Satzung 
aufgelöst, mit einer anderen verschmolzen oder in 
ihrem Aufbau wesentlich verändert wird und deshalb 
für eine weitere Amtsführung bei seinem bisherigen 
Dienstgeber keine Möglichkeit mehr gegeben ist. 

§ 44 

(1) Die Versetzung nach § 42 oder die Überführung 
nach § 43 ist nur zulässig, wenn das neue Amt dersel­
ben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört wie 
das bisherige Amt und wenn es mit mindesten,s dem­
selben Endgrundgehalt verbunden ist oder wenn die 
Zahlung des Unterschiedsbetrages zugesichert wird. 
Ruhegehaltsfähige und unwiderrufliche Stellenzulagen 
gelten hierbei als Bestandteile des Grundgehaltes. 

(2) Wird der Kirchenbeamte ohne seine Zustimmung 
überführt (§ 43), kann er bis zum Wirksamwerden der 
Überführung ver1angen, daß der bisherige Dienstgeber 
neben dem neuen Dienstgeber die gesamtschuldne­
riische Haftung für seine vermögensrechtlichen Ansprü­
che übernimmt. Ist der Kirchenbeamte bei oder nach 
der Überführung befördert worden, so beschränkt sich 
die Haftung des früheren Dienstgebers auf die Be­
träge, die dem Kirchenbeamten z:ustehen würden, wenn 
er nicht befördert worden wäre. 

§ 45 

(1) Der Kirchenbeamte kann aufgrund einer Verein­
barung der beteiligten Dienstgeber unter Belassung 
seiner Dienstbezüge an eine andere Amts- oder Dienst­
stelle innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land zur vorübergehenden Beschäftigung abgeordnet 

werden. Die Abordnung bedarf der Zustimmung des 
Kirchenbeamten, wenn ihre pauer sechs Monate über­
schreitet. 

(2) Die Abordnung zu einem anderen Dienstgeber 
wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem 
aufnehmenden Dienstgeber verfügt; das Einverständ­
nis muß schriftlich vorliegen. In der Verfü1gung ist zum 
Ausdruck zu bringen, daß dies der Fall ist. 

2. Wartestand 

§ 46 

(1) Der Kirchenbeamte auf Zeit oder auf Lebenszeit 
kann durch die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
beauftragte Stelle in den Wartestand versetzt werden, 
wenn die Voraussetzungen des § 43 Absatz 2 erfüllt 
sind, sich eine Überführung aber als undurchführbar 
erweist. Die Versetzung in den Wartestand ist inner­
halb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten des 
Kirchengesetzes oder der Satzung und nur innerhalb 
der Zahl der im Haushaltsplan (Stellenplan) aus die­
sem Anlaß abgesetzten Planstellen zulässig. 

(2) Auch ohne die Voraussetzungen des Absatzes 1 
können der Leiter der Kirchenkanzlei und sein ständi­
ger Vertreter in den Wartestand versetzt werden oder 
ihre Versetzung in den Wartestand verlangen, wenn 
zwischen ihnen und dem Rat sachliche Meinungsver­
schiedenheiten grundlegender Art bestehen, die eine 
gedeihNche Zusammenarbeit ausschließen. Das.selbe gilt 
für die leitenden Beamten der Konsistorien und ihre 
ständigen Vertreter bei entsprechenden Meinungsver­
schiedenheiten mit den Leitungen der Gliedkirchen. 

(3) Der Kirchenbeamte auf Zeit oder auf Lebenszeit 
kann ferner von der obel\Sten Dienstbehörde in den 
Wartestand versetzt werden, wenn er das von ihm be­
kleidete Amt nicht gedeihlich weiterführen kann und 
sein Ausscheiden aus dem Amt aus kirchlichen Grün­
den zwingend geboten ist. Die Vel\Setzung in den War­
testand ist nicht zulässig, wenn ein Tatbestand vorliegt, 
der die Einleitung eines D1sziplinarverfahrens mit dem 
Ziel der Versetzung, der Amtsenthebung oder der Ent­
fernung aus dem Dienst oder eines Verfahrens zum 
Zwecke der unfreiwilligen Ver,setzung des Kirchenbe­
amten in den Ruhestand (§ 57) erfordert. Sie ist auch 
nicht zulässig, wenn der Kirchenbeamte in ein anderes 
Amt gemäß §§ 42 und 43 versetzt oder überführt wer­
den kann. Der Kirchenbeamte, sein Dienstgeber und 
sein unmittelbarer Vorgesetzter sind vorher zu hören. 
Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr beauftragte 
Stelle hat die erforderlichen Beweise zu erheben. Die 
oberste Dienstbehörde kann dem Kirchenbeamten für 
die Dauer des Verfahrens die Ausübung des Dienstes 
untersagen. Bei Kirchengemeindebeamten steht dieses 
Recht dem Konsistorium (Landeskirchenamt) zu. § 12 
findet Anwendung. 

§ 47 

(1) Die Versetzung in den Wartestand wird schrift­
lich verfügt. 

(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Ver­
fügung ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem 
Ende des Monats, in dem dem Kirchenbeamten die Ver­
setzung in den Wartestand mitgeteilt wird. Die Verfü­
gung kann bis zum Beginn des Wartestandes zurück­
genommen werden. 

§ 48 

(1) Das Dienstverhältnis des Kirchenbeamten wird 
durch die Versetzung in den Wartestand nicht beendet. 
Der Kirchenbeamte verliert jedoch mit dem Beginn des 
Wartestandes seine Planstelle. 
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(2) DieI11Stvorgesetzter für den Kirchenbeamten im 
Wartestand bleibt der bi,shez,ige Dienstvorgesetzte. Bei 
Kirchengemeindebeamten tritt an die Stelle des bis­
herigen Dienstvorgesetzten das Konsistorium (Landes­
kirchenamt). 

§ 49 

(1) Der Kirchenbeamte erhält für den Monat, in dem 
ihm die Versetzung in den Wartestand eröffnet worden 
ist, und für die folgenden drei Monate noch die Dienst­
bezüge ,des von ihm bekleideten Amtes, die zur Bestrei­
tung von Dienstaufwandskosten bestimmten Einkünfte 
jedoch nur bis zum Beginn des Wartestandes. Vom Be­
ginn des Wartestandes an rückt er in Dienstaltersstufen 
nur während einer Beschäftigung nach § 50 auf. 

(2) Bezieht der in den Wartestand veraetzte Kirchen­
beamte für einen Zeitraum vor dem Aufhören der 
Dienstbezüge ein Einkommen aus nicht selbständiger 
Arbeit, so gelten die Bestimmungen über das Ruhen 
von Ver,sorgungsbezügen sinngemäß. 

(3) Nach Ablauf der Zeit, für die noch die Dienstbe­
züge gewährt werden, erhält der Kirchenbeamte wäh­
rend des Wartestandes Wartegeld nach den Bestim­
mungen des kirchlichen Versorgungsrechts. 

§ 50 

(1) Der Kirchenbeamte am Wartestand ist auf Ver­
langen seines Dienstvorgesetzten verpflichtet, vorüber­
gehend dienstliche Aufgaben, die seiner Vorbildung 
entsprechen, zu übernehmen oder einer Abordnung ge­
mäß § 45 Folge zu leisten. Auf die persönlichen Ver­
hältnisse des Kirchenbeamten ist in angemessenen 
Grenz.en Rück.sieht zu nehmen. 

(2) Bei voller Beschäftigung erhält er das Grundge­
halt, nach dem das Wartegeld festgesetzt ist, einschließ­
lich der während der Verwendung erdienten Dienst­
alterszulagen. Wird er nicht voll beschäftigt, so ent­
scheidet über eine Vergütung der Dienstvorgesetzte. 

§ 51 

Der Kirchenbeamte im Wartestand kann jederzeit 
wieder zum Dienst berufen werden. Er ist verpflichtet, 
dieser Berufung zu folgen, wenn sein allgemeiner 
Rechtsstand (Kirchenbeamter auf Zeit oder auf Lebens­
zeit) nicht verschlechtert wird und ihm in seiner neuen 
Stelle die Besoldung mindestens nach der Besoldungs­
gruppe gewährleistet wird, aus der sich das Wartegeld 
errechnet. Der allgemeine Rechtsstand des Pfarrers 
steht im Sinne dieser Bestimmung dem des Kirchenbe­
amten auf Lebenszeit gleich. Es kann auch nach § 45 
verfahren werden, Auf die persönlichen Verhältnisse 
des Kirchenbeamten ist in angemessenen Grenzen 
Rücksicht zu nehmen. 

§ 52 

Bleibt der Kirchenbeamte im Wartestand entgegen 
den Vorschriften der §§ 50 und 51 schuldhaft dem 
Dienst fern, so verliert er für die Zeit des Fernbleibens 
den Anspruch auf Wartegeld. § 22 gilt entsprechend. 

§ 53 

Der Wartestand endet 

a) mit dem Zei,tpunkt, zu dem der Kirchenbeamte 
wieder zum Dienst berufen wird, 

b) mit der Versetzung in den Ruhestand, 

c) mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhält­
nisses. 

3. Ruhestand 

§ 54 

(1) Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit tritt mit dem 
Abtauf des Monats in den Ruhestand, in dem er das 
fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet. Lehrkräfte 
treten mit Abliauf des Schuljahres oder Semesters, in 
dem sie das fünfundsechzigste Lebensjahr vollenden, 
in den Ruhestand. 

' 

(2) Wenn dring,ende dienstliche Rücksichten die Fort-
führung der Dienstgeschäfte durch einen bestimmten 
Kirchenbeamten erfordern, so kann die oberste Dienst­
behörde den Eintritt dieses Kirchenbeamten in den 
Ruhestand mit seiner Zustimmung über das fünfund­
sechzigste Lebensjahr hinausschieben. 

(3) Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit kann au<;h 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf seinen An­
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn er 

a) da,s 62. Lebensjahr vollendet hat oder 

b) schwerbehindert im Sinne des § 1 des Schwerbe­
hindertengesetzes ist und das 60. Lebensjahr voll­
endet hat. 

Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß 
einem Antrag nach Buchstabe b nur entsprochen wer­
den darf, wenn sich der Kirchenbeamte unwiderruf­
lich verpflichtet, nicht mehr als einen festzulegenden 
Höchstbetrag aus Beschäftigungen oder Erwerbstätig­
keiten hinzuzuverdienen. 

(4) Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, bei einem 
besonderen Notstand der Kirche die in den Absätzen 1 
bis 3 vorgesehenen Altersgrenzen zeitweiLig hinaufzu­
setzen. Die gleiche Regelung kann der Rat der Evange­
lischen Kirche der Union für deren Kirchenbeamte tref­
fen. 

§ 55 

(1) Der Kirchenbeamte auf Zeit oder auf Lebenszeit 
ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er infolge 
eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
seiner körperlichen oder geistigen Kräfte dauernd 
dienstunfähig ist. 

(2) Als dauernd dienstunfähig kann der Kirchenbe­
amte auch dann angesehen werden, wenn er infolge 
Erkrankung im Laufe von sechs Monaten mehr als 
neunzig Tage keinen Dienst getan hat und keine Aus­
sicht besteht, daß er innerhalb weiterer sechs Monate 
wieder voll dienstfähig wird. 

(3} Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, sich nach 
Weisung des Dienstvorgesetzten ärztlich untersuchen 
und, wenn der untersuchende Arzt dies für erforder­
lich hält, auch beobachten zu lassen. 

§ 56 

(1) Beantragt ein Kirchenbeamter, ihn nach § 55 in 
den Ruhestand zu veI1Setzen, so wird seine Dienstun­
fähigkeit dadurch festgestellt, daß sein unmittelbarer 
Dienstvorgesetzter erklärt, er halte ihn nach pflichtge­
mäßem Ermessen für dauernd unfähig, seine Amts­
pflichten zu erfüllen. 

(2) Die über J.ie Versetzung in den Ruhestand ent­
scheidende Stelle ist an die Erklärung des unmittel­
baren Dienstvorgesetzten nicht gebunden; sie kann 
auch andere Beweise erheben, insbesondere die Vor­
lage eines amtsärztlichen Gutachtens verlangen. 

§ 57 

(1) Hält der Dienstvorgesetzte den Kirchenbeamten 
für dienstunfähig und beantz,agt dieser die Versetzung 
in den Ruhestand nicht, so teilt der Dienstvorgesetzte 
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dem Kirchenbeamten oder seinem Pfleger mit, daß 
seine Vevsetzung in den Ruhestand beabsichtigt sei; 
dabei sind die Gründe für die Versetzung in den Ruhe­
stand anzugeben. Ist der Kirchenbeamte zur Wahrneh­
mung seiner Rechte infolge körperlichen oder geisti­
gen Gebrechens nicht in der Lage, so wird ihm von der 
Dienststelle nach Möglichkeit im Einvernehmen mit 
der Familie ein Beistand für das Verfahren bestellt, so­
lange kein gesetzlicher Vertretei;: oder Pfleger für ihn 
bestellt ist. 

(2) Erhebt der Kirchenbeamte oder sein Pfleger (Bei­
stand) innerhalb eines Monats keine Einwendungen, 
so entscheidet die nach § 60 Absatz 1 zuständige Stelle 
über die Versetzung in den Ruhestand. 

(3) Werden Einwendungen erhoben, so entscheidet 
die obevste Dienstbehörde oder die für die Versetzung 
in den Ruhestand zuständige nachgeordnete Stelle, ob 
das Ver.fahren einzustellen oder fortzuführen ist. Die 
Entscheidung ist dem Kirchenbeamten oder seinem 
Pfleger (Beistand) zuzustellen. 

(4) Wird das Verfahren fortgeführt, so sind mit dem 
Ende der drei Monate, die auf den Monat der Mittei­
lung der Entscheidung folgen, bis zum Beginn des 
Ruhestandes die das Ruhegehalt übersteigenden Dienst­
bezüge einzubehalten. Zur Fortführung des Verfahrens 
wird ein Kirchenbeamter mit der Ermittlung des Sach­
verhaltes beauftragt; er hat die Rechte und Pflichten 
des Untersuchungsführers im förmlichen Disziplinar­
verfahren. Der Kirchenbeamte oder sein Pfleger (Bei­
stand) ist zu den Vernehmungen zu laden. Nach Ab­
schluß der Ermittlungen ist der Kirchenbeamte oder 
sein Pfleger (BeiJStand) zu dem Ergebnis der Ermittlun­
gen zu hören. 

(5) Wird die Dienstfähigkeit des K,irchenbeamten 
festgestellt, so ist d:as Verfahren einzustellen. Die Ent­
scheidung ist dem Kirchenbeamten oder seinem Pfleger 
(Beistand) zuzustellen; die nach Absatz 4 Satz 1 einbe­
haltenen Beträge ,sind nachzu21ahlen. Wird die Dienst­
unfähigkeit festgestellt, so wird der Kirchenbeamte mit 
dem Ende des Monats, in dem ihm die Verfügung mit­
geteilt worden ist, in den Ruhestand vel\':letzt; die ein­
behaltenen Beträge werden nicht nachgezahlt. Sofern 
nicht die oberste Dienstbehörde den Kirchenbeamten 
in den Ruhestand versetzt hat, entscheidet auf einen 
innerhalb einer Aus.schlußfriist von zwei Wochen zu 
stellenden Antrag des Kirchenbeamten oder seines 
Pflegers (Beistandes) die obel\':lte Dienstbehörde dar­
über, ob die Versetzung in den Ruhestand aufrechter­
halten wird. 

§ 58 

(1) Der Kirchenbeamte auf Widerruf oder auf Probe 
ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er infolge 
Krankheit, Verletzung oder sonstiger Schädigung, die 
er sich ohne grobes Verschulden in Ausübung oder aus 
Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstun­
fähig geworden ist. 

(2) Er kann in den Ruhestand versetzt werden, wenn 
er aus anderen Gründen dienstunfähig geworden ist. 
Diese Versetzung in den Ruhestand setzt voraus, daß 
er eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abge­
leistet hat. Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, ist er 
zu entlassen. 

(3) §§ 55 bis 57 finden entsprechende Anwendung. 

§ 59 

(1) Der Kirchenbeamte im Wartestand kann auf sei­
nen Antrag jederzeit in den Ruhestand veii',setzt wer­
den. 

(2) Er ist in den Ruhestand zu versetzen mit dem 
Ende des Monats, in dem eine fünfjährige Wartestands­
zeit abgelaufen ist. 

(3) Der Lauf der Frist nach Absatz 2 wird durch eine 
Beschäftigung des Kirchenbeamten nach § 50 gehemmt. 

§ 60 

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der 
obersten Dienstbehörde oder der von ihr beauftragten 
Stelle verfügt. 

(2) Der Ruhestand beginnt, abgesehen von den Fäl­
len der §§ 54, 57 Absatz 5 und 59 mit dem Ende der 
drei Monate, die auf den Monat folgen, in welchem 
dem Kirchenbeamten die Versetzung .in den Ruhestand 
mitgeteilt wurde. Bei der Mitteilung kann auf Antrag 
oder mit •ausdrücklicher Zustimmung des Kirchenbe­
amten ein früherer Zeitpunkt festgestellt werden. 

§ 61 

(1) Mit Beginn des Ruhestandes wird der Kirchenbe­
amte unter Aufrechterhaltung des Kirchenbeamtenver­
hältnisses der Pflicht zur Dienstleistung und der damit 
verbundenen Amtspflichten entbunden. Er erhält 
Ruhegehalt nach den Bestimmungen des kirchlichen 
Versorgungsrechts. 

(2) Im übrigen bleibt er den in diesem Gesetz be­
stimmten Amtspflichten und dem DiszipHnarrecht des 
Dienstgebers unterworfen. 

(3) Dienstvorgesetzter bleibt für ihn der bisherige 
Dienstvorgesetzte. Bei Kirchengemeindebeamten tritt 
an die Stelle des bisherigen Dienstvorgesetzten das 
Kon,sistor.ium (Landeskirchenamt). 

§ 62 

(1) Der Kirchenbeamte im Ruhestand kann vor Voll­
endung des zweiundsechzigsten Lebensjahres jederzeit 
wieder zum Dienst berufen werden, wenn die Gründe 
für seine Versetzung in den Ruhestand weggefallen 
sind. Er ist verpflichtet, der Berufung Folge zu leisten, 
wenn ihm in seiner neuen Stelle das Grundgehalt sei­
ner letzten Stelle gewährleiJStet ist. 

(2) Bleibt der Kirchenbeamte im Ruhestand entgegen 
der Vorschrift des Absatzes 1 schuldhaft dem Dienst 
fern, so verliert er für die Zeit des Fernbleibens den 
Anspruch auf Ruhegehalt. § 22 gilt entsprechend. 

7. Abschndtt 

Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

§ 63 

(1) Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch 
den Tod durch 

a) Widerruf, 
b) Zeitablauf, 

c) Ent111ssung aus dem Dienst, 
d) Entfernung aus dem Dienst. 

(2) Dem Kirchenbeamten wird bei Beend,igung des 
Kirchenbeamtenverhältnisses auf Antrag von dem 
Dienstvorgesetzten ein _Dienstzeugnis über die Art· und 
Dauer der von ihm bekleideten Ämter erteilt. Das 
Dienstzeugnis muß auf Verlangen des Kirchenbeamten 
auch über die von ihm ausgeübte Tätigkeit und seine 
Leistungen Auskunft geben. 
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1. Widerruf 

§ 64 

(1) Das Dienstverhältnis eines Kirchenbeamten auf 
Widerruf, der nicht nach § 58 in den Ruhestand ver­
setzt wird, kann jederzeit gelöst werden. 

(2) Bei der Lösung des Dienstverhältnisses sind, falls 
nicht die Voraussetzung des § 67 Absatz 1 Buchstabe a) 
vorliegt, folgende Fristen einzuhalten: 

bei einer Beschäfbigung bis zu einem Jahr 
ein Monat zum Monatsschluß, 

von mehr als einem Jahr 
sechs Wochen zum Schluß des Kalenderviertel­
jahres, 

von mehr als drei Jahren 
drei Monate zum Schluß des Kalenderviertel­
jahres. 

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbroche­
ner Tätigkeit als Kirchenbeamter auf Widerruf im Be­
reich derselben obersten Dienstbehörde. 

(3) Dem Kirchenbeamten auf Widerruf im Vorberei­
tungsdienst soll bei hinreichender Eignung Gelegenheit 
gegeben werden, den Vorbereitungsdienst abzuleisten 
und die Prüfung abzulegen. 

(4) Erreicht ein Kirchenbeamter auf Widerruf die 
Altersgrenze (§ 54 Absatz i), so endet das Kirchenbe­
amtenverhältnis mit Ablauf des Monats, in den dieser 
Zeitpunkt fällt. 

(5) Die Lösung des Dienstverhältnisses hat den Ver­
lust des Diensteinkommens, der Amtsbezeichnung so­
wie der Aussicht auf Gewährung eines Ruhegehalts 
und auf Hinterbliebenenversorgung zur Folge. 

2. Zeitablauf 

§ 65 

Das Dienstverhältnis eines Kirchenbeamten auf Zeit 
endet mit Ablauf der Zeit, für die er berufen ist, wenn 
er nicht nach § 55 in den Ruhestand versetzt wiird. 

3. Entlassung aus dem Dienst 

§ 66 

(1) Der Kirchenbeamte kann jederzeit seine Entlas­
sung aus dem Dienst verlangen. Das Verlangen muß 
dem Dienstgeber schriftlich auf dem Dienstwege er­
klärt werden; es kann zurückgenommen werden, so­
lange die Entlassungsverfügung dem Kirchenbeamten 
noch nicht zugegangen ist. 

(2) Dem Verlangen nach Dienstentlassung muß ent­
sprochen werden, jedoch kann die Entlassung bis zu 
drei Monaten hinausgeschoben werden. 

(3) Der Kirchen'beamte ist zu entlassen, 

a) wenn er aus der Kirche austritt oder einer ande­
ren Religionsgemeinschaft beitritt; die oberste 
Dienstbehörde kann im einzelnen Fall eine andere 
Regelung treffen, 

b) wenn er den Dienst ohne Zustimmung der ober­
sten Dienstbehörde aufgibt oder nach Ablauf einer 
Beurlaubung gemäß § 23 trotz Aufforderung durch 
die oberstE! Dienstbehörde nicht wieder aufnimmt, 

c) wenn er in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder 
Dienstverhältnis zu einem anderen Dienstgeber tritt, 
,sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder 
die oberste Dienstbehörde keine andere Regelung 
trifft; dies gilt nicht .für den Eintritt in ein Be­
amtenverhältnis auf Widerruf oder als Ehrenbe­
amter. 

§ 67 

(1) Der Kirchenbeamte auf Probe kann auch entlas­
sen werden, wenn einer der folgenden Entlassungs­
gründe vorliegt: 

a) ein Verhalten, das bei einem Kirchenbeamten auf 
Lebenszeit eine im förmlichen Disziplinarverfahren 
zu verhängende Disziplinarstrafe zur Folge hätte, 
oder 

b) mangelnde Bewährung (Eignung, Befähigung, fach­
liche Leiistung) oder 

c) Dienstunfähigkeit (§ 55), wenn der Kirchenbeamte 
nicht nach § 58 in den Ruhestand versetzt wird, 
oder 

d) Auflösung, Zusammenlegung oder wesentliche Ver­
änderungen im Aufbau sei11cr Dienststelle, wenn 
eine anderweitige Verwendung nicht möglich ist. 

(2) § 64 Absatz 2 gilt entsprechend unbeschadet der 
Bestimmung des § 4 Absatz 5. 

(3) Erreicht ein Kirchenbeamter auf Probe die 
Altersgrenze (§ 54 Absatz 1), so endet das Kirchenbe­
amtenverhältnis mit Ablauf des Monats, in den dieser 
Zeitpunkt fällt. 

§ 68 

(gestrichen) 

§ 69 

(1) Widerruf und Entlassung werden von der nach 
§ 7 zuständigen Stelle ausgesprochen. Dabei ist der 
Zeitpunkt fest:z:ustellen, zu dem die Beendigung des 
Kirchenbeamtenverhältnisses wirksam wird. 

(2) Mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhält­
nisses verliert der Kirchenbeamte unbeschadet der Be­
stimmungen des Versorgungsrechts den Anspruch auf 
Dienstbezüge und Versorgung. Es kann ihm auf An­
trag die Erlaubnis erteilt werden, die Amtsbezeich­
nung mit dem Zusatz „außer Dienst" (,,a. D.") sowie 
die ihm im Zusammenhang mit dem Amt verliehenen 
Titel zu führen. Die Erlaubnis kann zurückgenommen 
werden, wenn der frühere Kirchenbeamte sich ihrer 
als nicht würdig erweist. 

4. Entfernung aus dem Dienst 

§ 70 

Die Entfernung aus dem Dienst wiird durch das Dis­
ziplinarrecht geregelt. 

8. Abschnitt 

Obergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 71 

(1) Dieses Gesetz findet auf die zur Zeit seines In­
krafttretens im Dienst oder Wartestand befindlichen 
Kirchenbeamten Anwendung. Die Rechte und Pflichten 
der zu diesem Zeitpunkt bereits vorhandenen Kirchen­
beamten im Ruhestand bestimmen sich unbeschadet 
der Vorschriften des kirchlichen Versorgungsrechts 
nach dem bisherigen Recht. 

(2) Wer bisher die Rechte eines Kirchenbeamten auf 
Lebenszeit hatte, ist Kirchenbeamter auf Lebenszeit im 
Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Ein Kirchenbeamter, der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bereits das fünfundsechzigste Lebensjahr voll­
endet hat, tritt mit dem Ablauf des dritten Monats, der 
auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
folgt, in den Ruhestand. § 54 Absatz 2 und Absatz 5 
bleiben unberührt. 
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§ 72 

(1) Verfügungen und Entscheidungen, die dem Kir­
chenbeamten nach den Vorschriften dieses Gesetzes be­
kanntzugeben sind, sind zuzustellen, wenn durch sie 
eine Frist in Lauf gesetzt wird oder Rechte des Kir­
chenbeamten durch sie berührt werden. 

(2) Sin<d Schriftstücke nach diesem Gesetz zuzustel­
len, so kann es geschehen 

a) bei der Zustellung durch die Behörde durch über­
ga•be an den Empfänger gegen Empfangsschein; ver­
weigert der Empfänger die Annahme des Schrift­
stückes oder die Unte11schrift unter den Empfangs­
schein, so gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der 
Weigerung als zugestellt, wenn eine Niederschrift 
über den Vorgang zu den Akten gebracht ist, 

b) bei der Zustellung durch die Post durch einge­
schriebenen Brief mit Rückschein oder durch Post­
zustellu,ng mit Zustellungsurkunde, 

c) durch Bekanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt, 
wenn der Aufenthalt des Empfängers nicht zu er­
mitteln ist. 

(3) Eine Zustellung kann dadurch ersetzt werden, 
daß d€r Inhalt des Schriftstückes dem Kirchenbeamten 
unter Anfertigung einer Niederschrift mitgeteilt wird. 
Der Kirchenbeamte erhält eine Abschvi.ft der Nieder­
schrift. 

§ 73 

(1) Die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes er­
forderlichen Bestimmungen erlassen die Gliedkirchen 
für ihr€n Bereich. Diese Ausführungsbestimmungen 

können die Bestimmungen dieses Kfrchengesetzes er­
gänzen. 

(2) Inwieweit die Beschlüsse der kirchlichen Körper­
schaften in Angelegenheiten der Kirchengemeindebe­
amten der Gen€hmigung oder Bestätigung bedürfen, 
bestimmt das gliedkirchliche Recht. 

(3) Ausführungsbestimmungen, die für die im unmit­
telbaren Dienst der Evangelischen Kirche der Union 
stehenden Kirchenbeamten Geltung haben sollen, er­
läßt der Rat. 

§ 74 

(1) Dieses Gesetz tritt für die Evangelische Kirche 
der Union am 1. Januar 1961 -in Kraft. Für die Gliedkir­
chen wird es vom Rat gemäß Artikel 7 Absatz 2 der 
Ordnung der Evangelischen Kirche der Union in Kraft 
gesetzt. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten un­
beschadet des § 71 Absatz 1 Satz 2 für seinen Geltungs­
bereich alle Vorschriften außer Kraft, die diesem Ge­
setz wideI1Sprechen; insbesondere treten mit Ausnahme 
ihrer besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vor­
schriften außer Kraft: 

a) die Kirchenbeamtenordnung der Deutschen Evan­
gelischen Kirche vom 13. April 1939 (GBl. DEK 
s. 43), 

b) das Kirchengesetz über Anstellung und Versorgung 
der Kirchengemeindebeamten (Kirchengemeindebe­
amtengesetz) vom 10. Mai 1927 (KGVBl. S. 242), 

c) das Kirchengesetz über die Versetzung von Kir­
chengemeindebeamten in den Wartestand vom 15. 
Mai 1952 (ABI. EKD 1953 Nr. 130). 

Bekanntmachung der Neufassung des Diakonengesetzes 

Vom 16. März 1981 

Aufgrund von Artikel 2 des Kirchengesetzes zur 
Änderung des Kirchengesetzes über das Amt, die 
Ausbildung und die Anstellung der Diakone vom 
15. Juni 1980 (ABI. EKD 1980 S. 376/KABL W. 1981 
S. 90) ist unter dem Datum vom 16. März 1981 das 
Kirchengesetz über das Amt, die Ausbildung und 
die Anstellung der Diakone (Diakonengesetz) in 
der ab L April 1981 geltenden Fassung bekanntge­
macht worden (ABI. EKD 1981 S. 202). 

Berücksichtigt sind 
a) das Diakonengesetz vom 13. Februar 1959 (ABL 

EKD 1960 S. 126/KABL W. 1961 S. 41), 
b) die Verordnung zur Änderung des Kirchenge­

setzes über das Amt, die Ausbildung und die An­
stellung der Diakone vom 3. Juli 1973 (ABL EKD 
1973 S. 1041/KABL W. 1974 S. 82) und 

c) das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge­
setzes über das Amt, die Ausbildung und die An­
stellung der Diakone vom 15. Juni 1980 (ABL 
EKD 1980 S. 376/KABL W.1981 S. 90). 

Bielefeld, den 15. Juli 1981 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Dringenberg 

Az.: 25815/81/C 18--00 

Kirchengesetz über das Amt, 
die Ausbildung und die Anstellung der Diakone 

(Diakonengesetz) 
Mit der Erneuerung des Diakonats hat sich die Kir­

che dazu bekannt, daß die helfende Ll.ebe unveräußer­
liches Kennzeichen ihres Dienstes ist. 

An diesen Auftrag der Diakonie zu erinnern, ihn 
innerhalb der Kirche zu vertreten, zur Stelle zu sein, 
wo Nöte entstehen, und mit dem Dienst der Liebe den 
Dienst mit dem Wort zu verbinden, ist Aufgabe des 
Diakons und bestimmt die besondere Ausrichtung des 
Diakonenamtes. 

Um dieses Amt .zu ordnen und die Ausbildung und 
Anstellung der Diakone einheitlich zu regeln, hat die 
Synode der Evangelischen Kirche der Union das nach­
stehende Kirchengesetz beschlossen: 

I. Amt des Dia'kons 

§ 1 

(1) Der Diakon leistet seinen Dienst in der Regel in 
der Gemeinde oder der Anstaltsdiakonie. 

(2) Der Diakon kann auch andere, dem Geist und der 
Art seiner Ausbildung entsprechende Tätigkeiten aus­
üben. 

§ 2 

(1) Dem Diakon ist insbesondere die Betreuung der 
Gefährdeten, Schwachen um} Hilfsbedürftigen und der 
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Dienst an Kindern und Jugendlichen anvertraut. Be­
suchstätigkeit, nachgehende Fürsorge, Sammlung der 
Zerstreuten und Einladung der Fernstehenden zu Got­
tes Wort gehören zu den Kennzeichen seines Dienstes. 
Der Diakon ist Mitarbeiter in der Wortverkündigung 
und Seelsorge. 

(2) Dem Diakon können vorwiegend folgende Ar­
beitsgebiete übertragen werden: 

a) Pflege-, Betreuungs- und Erziehungsdienst in Hei­
men und Anstalten, 

b) Leitung von Heimen und Anstalten, 

c) Mitarbeit in der Gemeinde, vor allem im Besuchs­
dienst, in der Betreuung von Alten und Kranken, in 
der kirchlichen Unterweisung sowie in der Jugend­
und Erwachsenenarbeit, 

a) leitende Tätigkeit in der Jugendarbeit der Kirche 
und der kirchlichen Werke, 

e) Mitarbeit in der Volksmission und Stadtmission, in 
der Krankenhaus- und Gefängnisseelsorge, 

f) Wortverkündigung, besonders in Andachten, Bibel­
stunden, Schulgottesdiensten, Jugendgruppen, Kin­
dergottesdiensten einschl. der Vorbereitung der Hel­
fer; die Bestimmungen über die Leitung des öffent­
lichen Gottesdienstes bleiben unberührt. 

(3) Wo der Diakon zur Mitarbeit berufen wird, sind 
ihm klar umgrenzte, möglichst selbständige Aufgaben 
zuzuweisen. Wenigstens ein Arbeitsgebiet soll er in 

- eigener Verantwortung betreuen. 

(4) Die Gliedkirchen können nach Maßgabe des bei 
ihnen geltenden Rechts im Einvernehmen mit den Dia­
konenanstalten ihres Bereichs beschließen, daß in be­
sonderen Fällen zur Sicherung der pfarramtlichen Ver­
sorgung der Gemeinden Diakone mit der Wahrneh­
mung von pfarramtlichen Aufgaben oder mit der zeit'­
weiligen Verwaltung eines Pfarramtes beauftragt wer­
den. 

II. Ausbildung und Einsegnung 

§ 3 

(1) Die Ausbildung zum Diakon erfolgt in einer Dia­
konenanstalt, die von der Kirchenleitung der Glied­
kirche, in deren Bereich sie liegt, und vom Rat der 
Evangelischen Klirche der Union als Ausbildungsstätte 
anerkannt ist. 

(2) An die Ausbildung kann sich eine Aufbauausbil­
dung oder verpflichtende Fortbildung anschließen. Das 
Nähere regelt das gliedkirchliche Recht. 

§ 4 

(1) Zur Ausbildung zum Diakon können Männer und 
Frauen zugelassen werden, die 

a) einer Gliedkirchc der Evangelischen Kirche in 
Deutschland angehören, 

b) nicht älter als 30 Jahre sind, 
c) gesund und frei von solchen Gebrechen sind, die 

sie an der späteren Ausübung des Dienstes hindern, 
d) die F'achoberschulreife oder eine gleichwertige 

Ausbildung besitzen und 
e) zur späteren Übernahme des Diakonenamtes ge­

eignet erscheinen 

(2) Über die Zulassung entscheidet d~e Diakonenan­
stalt. Diese kann im Einvernehmen mit dem Konsisto­
rium (Landeskirchenamt) der zuständigen Gliedkirche 
Ausnahmen von den Bestimmungen des Absatzes 1 
Buchstaben a, b und d zulassen. 

(3) Die Diakonenanstalt kann mit Zustimmung der 
Kirchenleitung die Zulassung von der Bereitschaft der 

Bewerber abhängig machen, die Aufnahme in die Brü­
derschaft der Anstalt zu beantragen. 

§ 5 

(1) Die Ausbildung umfaßt eine mindestens zwei­
jährige theologisch-diakonische Ausbildung und eine 
unter Einschluß eines Anerkennungsjahres mindestens 
dreijährige Ausbildung zu einem staatlich anei;kann­
ten Sozialberu.f, die einen Fachschulabschluß oder einen 
vergleichbaren Ausbildungsabschluß einschließt. 

(2) Allgemeine Richtlinien für die theologisch-dia­
konische Ausbildung erläßt der Rat der Evangelischen 
Kirche der Union im Benehmen mit den Diakonenan­
stalten. 

(3) Die Diakonenanstalten können im Benehmen mit 
der zuständigen Kirchenleitung bestimmen, daß wäh­
rend der Ausbildung eine di:akonische Zwi,schenprü­
fung stattfindet. 

§ 6 

(1) Die Ausbildung des Diakonenschülers wird mit 
der Dtakonenprüfung abgeschlossen. 

(2) Die Diakonenprüfung wird vor einem Prüfungs­
ausschuß abgelegt, der aus einem Vertreter der zustän­
digen Kirchenleitung, dem V,orsteher und dem Lehrer­
kollegium der Diakonenanstalt besteht. Der Vertreter 
der Kiirche führt den Vorsitz. 

(3) Über die Zulassung zur Diakonenprüfung ent­
scheidet die Dilakonenanstalt mit Zustimmung des Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses. 

(4) Die näheren Eilnzelheiten der Dfakonenprüfung 
werden in einer Prüfungsordnung geregelt, die von 
den Gliedkirchen im Einvernehmen m1t den Diakonen­
anstalten erlassen wird. Allgemeine Richtlinien ;für 
diese Prüfungsordnung werden vom Rat der Evange­
lischen Ktlrche der Union aufgestellt. 

§ 7 

Die Einsegnung zum Diakon wird nach der Ordnung 
der Agende oder nach der Ordn1.l!l1lg der Brüderschaft 
in der Regel durch den Vorateher der D.iakonenanstalt 
im Auftrag der K!irche vollzogen. Sie setzt die Zuge­
hörigkeit zu einer Gliedkirche der Evangelischen Kir­
che in Deutsch1an'd und das Bestehen der Diakonen­
prüfung voraus. 

III. Anstellung 

§ 8 

(1) Nach der Einsegµung wird dem Diakon durch 
das Konsistorlium (Landeskirchenamt) in dessen Be­
reich die Diakonenprüfung abgelegt ist, auf Antrag 
der Diakonenanstalt eine Urkunde über die Anstel­
lungsfähigkeit als Diakon verl!iehen. 

(2) Mit der Aushändigung der Urkunde über die An­
stellungsfähigkeit ist ein Anspruch des Di::ikons auf 
Zuweisung einer Stelle inicht verbunden. 

(3) Die in einer Gliedkirche erworbene Anstellungs­
fähigkeit gilt im ganzen Bereich der Evangelischen 
Kirche der Union. 

§ 9 

(1) Als Diakon darf nur angestellt werden, wer eine 
Urkunde über die Anstellungsfähigkeit als Diakon be­
sitzt. 

(2) Gehört ein Diakon einer Brüderschaft an, so sind 
bei seiner Anstellung durch eine Kirchengemeinde, 
einen Kirchenkreis, einen aus solchen Körperschaften 
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gebildeten Verband oder ein kirchliches Werk die Be­
stimmungen der Brüderordnung der entsendenden Dia­
konenanstalt zu berücksichtigen. 

(3) Der Diakon wird im Gottesdienst eingeführt. Für 
den Dienst in einer Kirchengemeinde geschieht die Ein­
führung durch den Vorsitzenden des Gemeindekirchen­
rats (Presbyteriums), in allen anderen Fällen durch 
einen Beauftragten der Stelle, deren Dienstaufsicht der 
Diakon untersteht. 

(4) Die Aufgaben, die dem Diakon zugewiesen wer­
den, sind in einer Dienstanweisung im einzelnen auf­
zuführen. Gehört der Diakon einer Brüdersch'aft an, so 
bedarf die Dienstanweisung der Zustimmung der ent­
sendenden Diakonenanstalt. Die Bestimmungen über 
die kirchenaufsichtliche Genehmigung bleiben unbe­
rührt. 

§ 10 

(1) Die Urkunde uoer die Anstellungsfähigkeit als 
Diakun wird von dem Konsistorium (Landeskirchen­
amt) für ungültig erklärt und ist zurückzugeben, 

a) wenn der Diakon aus der evangelischen Kirche 
austritt, 

b) wenn er in einem kirchlichen Diszipliharverfahren 
aus dem Dienst entfernt wird, 

c) wenn einem Diakon im Angestelltenverhältnis 
fristlos gekündigt worden ist und das Konsistorium 
(Landeskirchenamt) nach Anhörung des Diakons 
feststellt, daß er die Anstellungsfähigkeit verwirkt 
hat. 

(2) Ein Diakon, dessen Urkunde über die Anstel­
lungsfähigkeit für ungültig erklärt wird, verliert das 
Recht, sich Diakon zu nennen. 

(3) In besonders begründeten Einzelfällen kann das 
Konsistorium (Landeskirchenamt) einem ehemaligen 
Diakon die Anstellungsfähigkeit wiederverleihen. 

IV. tJbergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 11 

(1) Dieses Kirchengesetz wird durch den Rat gemäß 
Artikel 7 Absatz 2 der Ordnung der Evange1ischen 
Kirche der Union in Kraft gesetzt. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
tritt für dessen Geltungsbereich die Verordnung über 
die Ausbildung und Anstellung der Diakone vom 5. Ja­
nuar 1942 (Gesetzblatt der DEK. S. 9) außer Kraft. 

§ 11 a 

(1) Der Rat der Evangelischen Kirche der Union 
stellt eine Liste der Ausbildungsstätten auf, die nach 
§ 3 Absatz 1 anerkannt sind. 

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche der Union 
stellt eine Liste der Ausbildungsstätten außerhalb des 
Bereichs der Evangelischen Kirche der Union auf, de­
ren Ausbildung,sabschlüsse als Diakonenprüfung im 
$inne dieses Koirchengesetzes anerkannt werden. Die 
Einsegnung zum Diakon und die Verleihung der An­
stellungsfähigkeit an Bewevber, die ihre Ausbildung 
an solchen Ausbildungsstätten abgeschlossen haben, 
richten sich nach gliedkirchlichem Recht; § 8 Absatz 3 
bleibt unberührt. 

§ 12 

Zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erforderliche 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen die 
Gliedkirchen nach Anhörung der Diakonenanstalten 
ihres Bereichs. Sie erlassen insbesondere eine Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung. Sie können bestimmen, 
daß in diesem Kirchengesetz der Kirchenleitung zuge­
wiesene Aufgaben und Befugnisse dem Konsistorium 
(Landeskirchenamt) übertragen oder daß Aufgaben des 
KonsLstoriums (L1mdeskirchenamts) von der Kirchen­
leitung wahrgenommen werden. 
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